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Am 13. September 2026 entscheiden die Bürgerinnen 
und Bürger in Niedersachsen über die Zusammenset-
zung ihrer Kommunalparlamente – von Stadt-, Gemein-
de- und Samtgemeinderäten über Kreistage bis hin zur 
Regionsversammlung. Darüber hinaus finden in vielen 
Kommunen auch Direktwahlen der Hauptverwaltungs-
beamten statt. Diese Wahlen sind weit mehr als ein for-
maler Termin im Kalender: Sie stellen die Weichen dafür, 
wie unsere Städte und Gemeinden die kommenden fünf 
Jahre gestalten werden – und damit, unter welchen 
Rahmenbedingungen die regionale Wirtschaft arbeiten, 
investieren und wachsen kann.

Die niedersächsische Wirtschaft steht vor großen Her-
ausforderungen. Seit der Corona-Pandemie ist ein nach-
haltiges Wachstum ausgeblieben, und die Folgen der 
vergangenen Rezession sind noch allgegenwärtig. Hin-
zu kommen neue geopolitische und sicherheitspoliti-
sche Entwicklungen, die Deutschland insgesamt be-
treffen und auch auf die Kommunen wirken. Sie beein-
flussen Investitionen, Arbeitsplätze und die strategische 
Ausrichtung der Wirtschaft vor Ort. Angesichts dieser 
Lage müssen Kommunen ihre Standortfaktoren beson-
ders klug gestalten, Prioritäten setzen und Rahmenbe-
dingungen schaffen, die Stabilität, Innovation und Zu-
kunftsfähigkeit sichern.

Vor diesem Hintergrund hat unsere IHK dieses Posi-
tionspapier entwickelt, um die zentralen wirtschafts-
politischen Themen für die kommende Wahlperiode zu 
bündeln. Entstanden ist es aus einer engen Zusammen-
arbeit aller niedersächsischen IHKs und in Abstimmung 
mit Ausschüssen und Vollversammlungen, sodass die 
Expertise und Anregungen der Unternehmerinnen und 
Unternehmer aus der Praxis direkt in die Inhalte einge-
flossen sind.

Mit den Kommunalpolitischen Positionen 2026 bieten 
wir den neu gewählten Räten und Verwaltungen unser 
Gesprächsangebot an. Gemeinsam wollen wir die Wei-
chen für eine starke, zukunftsfähige Wirtschaft in Nie-
dersachsen stellen. In diesem Sinne wünschen wir Ihnen 
eine anregende Lektüre!

Handlungsmöglichkeiten 
der Kommunen
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1.	
Fachkräfte sichern, 
Arbeitsmarktpotenziale 
ausschöpfen
Die Sicherung von Fach- und Arbeitskräften ist eine der 
größten Zukunftsaufgaben für Wirtschaft und Kommu-
nen. Der demografische Wandel, die wirtschaftliche 
Transformation und die internationale Konkurrenz um 
Fachkräfte machen es für Unternehmen zunehmend 
schwieriger, qualifizierte Mitarbeitende zu gewinnen. 
Dieser Engpass wird sich durch die Verrentung der Ba-
byboomer weiter verschärfen. Ohne entschlossenes 
Handeln droht der Fachkräftemangel zu einer Wachs-
tums- und Innovationsbremse für Unternehmen und 
Regionen zu werden.

Wichtige Schlüssel zur Lösung sind die Stärkung der 
beruflichen Bildung (siehe Kapitel 2), die bessere Aus-
schöpfung vorhandener Arbeitsmarktpotenziale sowie 
die Gewinnung und Integration internationaler Fach-
kräfte. Hierbei tragen auch Kommunen eine zentrale 
Verantwortung – etwa bei Wohnraum, Kinderbetreu-
ung und Willkommenskultur.

06

WIE ES IST
Der demografische Wandel verschärft 
den Fachkräftemangel
In Niedersachsen stagniert die Zahl der Erwerbsper-
sonen, während die geburtenstarken Jahrgänge in den 
Ruhestand gehen. Zwar steigt die Zahl der Schulabsol-
ventinnen und -absolventen leicht – vor allem durch 
junge Menschen mit Zuwanderungsgeschichte –, doch 
insgesamt bleibt das Fachkräftepotenzial begrenzt. 
Auch bei den Studienanfängerzahlen zeichnet sich 
nach einem Rückgang nur eine leichte Erholung ab. Die 
Folge: Sowohl die berufliche als auch die akademische 
Nachwuchsgewinnung stehen unter Druck. Besonders 
groß ist der Engpass bei beruflich qualifizierten Fach-
kräften – sowohl in der Industrie als auch in vielen 
Dienstleistungsbranchen. Gerade kleine und mittlere 
Unternehmen, die das Rückgrat der regionalen Wirt-
schaft bilden, haben zunehmend Schwierigkeiten, ge-
eignete Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu gewinnen.

Der Wettbewerb um Talente wird intensiver
Nicht nur innerhalb Deutschlands, sondern europa- 
und weltweit versuchen Regionen, Fachkräfte zu ge-
winnen. Neben einem attraktiven Arbeitsplatz sind be-
zahlbarer Wohnraum, gute Schulen, verlässliche Kin- 
derbetreuung, eine gute Erreichbarkeit über Straße, 
Schiene und ÖPNV, digitale Angebote und eine hohe 
Lebensqualität weitere Schlüsselfaktoren. Gerade viele 
ländliche Räume verfügen über Vorteilen wie intakter 
Umwelt, mehr Platz zum Wohnen und Leben sowie – je 
nach Lage – moderaterem Mietniveau. Diese Potenziale 
werden bislang jedoch noch zu wenig sichtbar gemacht.

Fachkräftepotenziale im Inland bleiben ungenutzt
Zwar hat die Erwerbstätigkeit von Frauen, Älteren und 
Menschen mit Migrationshintergrund in den letzten 
Jahren zugenommen, doch bleibt Niedersachsen wei-
ter hinter seinen Möglichkeiten zurück. Viele berufstä-
tige Eltern können ihre Teilzeitbeschäftigung nicht in 
gewünschtem Maße aufstocken, weil flexible Arbeits-
zeitmodelle und verlässliche Betreuungsangebote feh-
len. Ältere Beschäftigte scheiden zudem häufig ver-
früht aus dem Erwerbsleben aus, und die Arbeits- 
losenquote unter Menschen mit Migrationshintergrund 
liegt weiterhin deutlich über dem Durchschnitt.

Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf 
bleibt unzureichend
Trotz Fortschritten fehlen vielerorts Kita-Plätze, Ganz-
tagsangebote an Schulen sowie flexible Betreuungs-
modelle in Randzeiten und Ferien. Lange Wartelisten 
und Personalmangel verschärfen die Situation. Auch 
für pflegende Angehörige bestehen zu wenig Angebo-
te, um Erwerbstätigkeit und Pflege zu vereinbaren.

Internationale Fachkräfte sind unverzichtbar – 
Verfahren bleiben jedoch schleppend
Zuwanderung leistet einen wachsenden Beitrag zur Fach-
kräftesicherung, doch in der Praxis hemmen lange Be-
arbeitungszeiten, fehlende digitale Abläufe und vielfach 
unzureichend ausgestattete Ausländerbehörden die ar-
beitsmarktbezogene Integration, insbesondere die zeit-
nahe Arbeitsaufnahme. Viele Betriebe berichten, dass 
es Monate dauert, bis Stellen mit internationalen Fach-
kräften besetzt werden können. Kommunen haben eine 
Schlüsselrolle, da sie im direkten Kontakt zu Neubür-
gern stehen und damit das Gesicht der Willkommens-
kultur prägen.
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Entwicklung der Zahl der sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten 2015–2025; Angaben in Prozent

  <_ 0,0 %

  <_ 5,0 %

  <_ 10,0 %

  <_ 15,0 %

  <_ 29,4 %

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit
Darstellung: IHK Lüneburg-Wolfsburg
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WAS ZU TUN IST
Standortattraktivität entwickeln 
und aktiv vermarkten
Kommunen sollten ihre Standortvorteile konsequent 
entwickeln: bezahlbarer Wohnraum, intakte Umwelt, 
gute Schulen, leistungsfähige Mobilitätsangebote so-
wie Kultur- und Freizeitmöglichkeiten. Dazu gehört ins-
besondere, ausreichend Flächen für Wohnungsbau be-
reitzustellen und Genehmigungsverfahren zu be- 
schleunigen, damit attraktiver Wohnraum entstehen 
kann. Ebenso wichtig ist eine moderne digitale Infra-
struktur, die gerade für Fachkräfte in wissensintensiven 
Berufen ein entscheidender Standortfaktor ist. Diese 
Stärken sollten nicht nur innerhalb der Region sichtbar 
sein, sondern überregional kommuniziert und gemein-
sam vermarktet werden. Auf diese Weise können Kom-
munen im Wettbewerb um Arbeits- und Fachkräfte ein 
attraktives Bild nach außen tragen und ihre Chancen 
im regionalen und überregionalen Standortwettbewerb 
erhöhen.

Wohnortnahe und flexible Kinderbetreuung 
sicherstellen
Die Kommunen müssen Betreuungsangebote quanti-
tativ und qualitativ ausbauen. Dies stärkt die frühkind-
liche Bildung und gibt zugleich jungen Familien die 
Chance, ihre Berufstätigkeit auszubauen. Dazu gehören 
mehr Plätze, verlässliche Ganztagsbetreuung, flexible 
Öffnungszeiten in Randzeiten und Ferien sowie die 
Umsetzung des Rechtsanspruchs auf Ganztagsbetreu-
ung ab 2026. Private Träger und betriebliche Kitas soll-
ten stärker einbezogen und bürokratische Hürden ab-
gebaut werden. Auch Angebote zur Vereinbarkeit von 
Pflege und Beruf sind auszubauen.

Fachkräftepotenziale im Inland mobilisieren
Ältere, Langzeitarbeitslose und Menschen mit Migrati-
onshintergrund müssen stärker in den Arbeitsmarkt in-
tegriert werden. Erforderlich sind passgenaue Qualifi-
zierungen, bessere Beratung, eine personell und finan- 
ziell ausreichende Ausstattung von Jobcentern und 
Arbeitsagenturen sowie enge Kooperation mit Unter-
nehmen. Öffentlich geförderte Beschäftigung darf nur 
Übergang sein – Ziel muss die Integration in den ersten 
Arbeitsmarkt bleiben.

Internationale Fachkräfte gewinnen und integrieren
Kommunale Ausländerbehörden müssen effizient, digi-
talisiert und serviceorientiert arbeiten. Eine „Ermögli-
cher-Einstellung“ sollte Grundlage des Verwaltungs-
handelns sein. Welcome Center sind flächendeckend 
zu etablieren, um Unternehmen und Fachkräfte bei 
Visa, Wohnungssuche und Integration zu unterstützen. 
Zudem braucht es betriebsnahe, flexible Sprach- und 
Integrationskurse in ausreichender Anzahl und ohne 
lange Wartezeiten. Entscheidend ist auch eine gelebte 
Willkommenskultur in Vereinen, Schulen und Kommu-
nen. Hier können die Kommunen durch Förderung von 
Integrationsprojekten, Unterstützung lokaler Netzwer-
ke und Kooperation mit Bildungs- und Kulturträgern 
aktiv dazu beitragen, dass Zugewanderte dauerhaft 
bleiben und Teil der Gesellschaft werden.

Kommunen als aktive Partner 
im Fachkräftemarkt stärken
Die kommunale Ebene entscheidet über Wohnraum, 
Kinderbetreuung, Verwaltung und Standortmarketing. 
Sie ist damit ein zentraler Partner für die Fachkräftesi-
cherung. Nur wenn Kommunen diese Verantwortung 
aktiv wahrnehmen und Netzwerke gezielt nutzen, kann 
Niedersachsen im Wettbewerb um Talente bestehen.

Kommunen sollten ihre Standort-
vorteile konsequent entwickeln: 
bezahlbarer Wohnraum, intakte 
Umwelt, gute Schulen, leistungs-
fähige Mobilitätsangebote
sowie Kultur- und Freizeitmög-
lichkeiten. 
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2.	
Duale Ausbildung 
stärken

Die duale Ausbildung ist eine tragende Säule der Fach-
kräftesicherung und sorgt für leistungsfähige Kommu-
nen und eine dynamische Wirtschaft in Niedersachsen. 
Jetzt braucht sie Rückenwind: Berufsschulen müssen 
modern ausgestattet sein, junge Menschen benötigen 
eine gute Berufsorientierung mit Regionalbezug, be-
zahlbaren Wohnraum, verlässliche Mobilität und eine 
Kultur des lebenslangen Lernens vor Ort. 

Nur wenn junge Menschen gute Bedingungen vorfin-
den, können Betriebe Nachwuchs sichern, Kommunen 
zukunftsfähig bleiben und Perspektiven für alle Gene-
rationen entstehen. Unser Appell an die Kommunalpo-
litik: Sorgen Sie dafür, dass Ausbildung in Ihrer Region 
attraktiv bleibt!

Würdest du dich wieder für deinen 
Ausbildungsbetrieb entscheiden?
(Azubi-Zufriedenheitsumfrage 2024)

Ja
75,10%

Nein
24,90%
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Quelle: IHK Niedersachsen (IHKN)
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WIE ES IST
Die duale Ausbildung ist ein Erfolgsmodell, doch vieler-
orts bröckelt es. Unternehmen bilden engagiert aus, 
doch sie und ihre Auszubildenden stoßen zunehmend 
an Grenzen, die vor allem durch kommunalpolitische 
Entscheidungen beeinflusst werden können.

Berufsschulen verlieren den Anschluss
Berufsschulen bilden das Rückgrat der dualen Ausbil-
dung. Doch veraltete Gebäude, fehlende Lehrkräfte und 
mangelhafte IT-Ausstattung schwächen ihre Attrak- 
tivität und Leistungsfähigkeit. Viele Schulen sind sa- 
nierungsbedürftig, Fachräume nicht mehr zeitgemäß, 
digitale Technik und Betreuung fehlen. So verlieren Be-
rufsschulen den Anschluss – und mit ihnen die duale 
Ausbildung an Strahlkraft gegenüber Gymnasien und 
Hochschulen.

Berufsorientierung bleibt unsystematisch 
Der Weg in die Ausbildung beginnt lange vor dem Ver-
tragsabschluss. Doch Berufsorientierung an Schulen ist 
oft unsystematisch, unverbindlich und hängt von enga-
gierten Einzelpersonen ab. Lehrkräfte haben weder die 
Zeit noch die Einblicke, um Schülern eine moderne, 
differenzierte Orientierung zu bieten. Viele Jugendli-
che und ihre Eltern kennen die duale Ausbildung kaum 
und unterschätzen ihre Karrierechancen. Elternarbeit 
bleibt oft unkoordiniert, regionale Angebote erreichen 
nicht alle. Ohne realistische Einblicke in Berufe treffen 
Jugendliche falsche Entscheidungen – mit Abbrüchen 
als Folge. 

Träge Abstimmungsprozesse – 
fehlendes Regionalmanagement
Nach dem Niedersächsischen Schulgesetz legen die 
Schulträger das Bildungsangebot der Berufsschulen 
fest. Die Schulbehörde berät, berücksichtigt die Inter-
essen von Schulen, Betrieben und Jugendlichen und 
stimmt organisatorische Maßnahmen ab. Doch in der 
Praxis laufen diese Prozesse oft schleppend. Koopera-
tionen scheitern, Fachklassen kommen nicht zustande, 
Ressourcen werden verschwendet. Ein strategisches 
Regionalmanagement, das alle Akteure einbindet, fehlt 
vielerorts. 

Lange Wege und Wohnraummangel bremsen aus 
Wer eine Ausbildung beginnen will, stößt oft auf Hin-
dernisse. Bezahlbarer Wohnraum ist knapp, lange und 
teure Wege zu Berufsschulen und Betrieben schrecken 
ab. Besonders im ländlichen Raum bleiben Ausbildungs-
plätze unbesetzt, weil Jugendliche sich für andere Bil-
dungswege entscheiden. So verlieren Regionen die 
Fachkräfte von morgen, und die duale Ausbildung wird 
unattraktiver.

Integration und Weiterbildung hinken hinterher 
Sprachangebote für Migrantinnen und Migranten las-
sen sich oft nur schwer und langsam umsetzen, was ihre 
Integration in Ausbildung und Arbeitsmarkt verzögert. 
Gleichzeitig stellt die Digitalisierung – etwa durch den 
Einsatz von KI – neue Anforderungen an alle Beschäf-
tigten. Ohne lokale Strukturen und koordinierte Wei-
terbildungsangebote drohen Jugendliche und Fach-
kräfte den Anschluss zu verlieren.

Fazit: Die Folgen sind gravierend
Ausbildungsplätze bleiben unbesetzt, junge Menschen 
ziehen ein Studium oder Gelegenheitsjobs vor und 
wandern in andere Regionen ab. Damit verliert die dua-
le Ausbildung an Attraktivität, Kommunen und regiona-
le Betriebe verlieren Zukunftsperspektiven.

WAS ZU TUN IST
Berufsbildende Schulen modernisieren und stärken 
Die duale Ausbildung braucht ein klares Signal: Berufs-
bildende Schulen müssen modern und attraktiv sein. 
Das bedeutet: wohnortnahe Angebote, barrierefreie 
Infrastruktur, moderne Fachräume und dauerhafte IT-
Administrationsstellen. Nur wenn Berufsschulen per-
sonell, baulich und digital stark aufgestellt sind, kann 
die duale Ausbildung ihre volle Attraktivität entfalten. 
Schulen und Betriebe müssen zudem digital enger zu-
sammenarbeiten. 

Berufsorientierung verbindlich gestalten
Eine systematische Berufsorientierung ist der Schlüssel, 
um Jugendliche passgenau in Ausbildung zu führen. 
Sie muss in allen Schulformen, auch Gymnasien, ver-
bindlich mit Mindeststandards verankert werden. Dazu 
gehören verpflichtende Praxisphasen, aktive Elternar-
beit und ein Monitoring der Bildungs- und Berufsver-
läufe. Kommunen können hier entscheidende Impulse 
setzen: etwa durch Praktikumswochen, Ausbildungs-
messen und Aktionen, die Jugendlichen reale Einblicke 
in Berufsbilder ermöglichen und Eltern die Chancen 
der dualen Ausbildung näherbringen. Gut ausgestattete 
Jugendberufsagenturen können dabei als Bindeglied 
zwischen Jugendlichen, Betrieben und Schulen wirken 
und Lehrerinnen und Lehrer gezielt unterstützen.

Regionalmanagement professionalisieren
Ein wirksames Regionalmanagement muss über Klas-
sengrößen und Budgets hinausgehen. Es soll sicher-
stellen, dass Ausbildungsangebote wohnort- und be-
triebsnah sind und den Bedarf der Betriebe treffen. 
Dazu gehört, dass alle relevanten Partner – Kammern, 
Innungen, Betriebe und Sozialpartner – frühzeitig und 
systematisch in die Planungs- und Entscheidungspro-
zesse eingebunden werden. Kommunen können die-
sen Prozess aktiv unterstützen, indem sie regionale 
Netzwerke stärken, landkreisübergreifend denken und 
für Transparenz über Kooperationsmöglichkeiten sor-
gen. So wird die duale Ausbildung attraktiver, und Dop-
pelstrukturen werden vermieden.

Wohnen und Mobilität sichern
Wer arbeitet, muss auch wohnen können – und wer 
eine Ausbildung macht, muss zuverlässig zur Schule 
und zum Betrieb kommen. Kommunalpolitik kann hier 
entscheidend gestalten, etwa indem sie die Rahmen-
bedingungen für die Entstehung bezahlbaren Wohn-
raums verbessert, flexible Wohnangebote für Auszubil-
dende unterstützt sowie für ein attraktives und ver- 
lässliches Nahverkehrsangebot mit bezahlbaren ÖPNV- 
Angeboten für Auszubildende sorgt. So wird Ausbil-
dung vor Ort realistisch, machbar und attraktiv.

Weiterbildungskultur etablieren
Kommunen und lokale Bildungspartner müssen ge-
meinsam handeln, um Weiterbildung und Sprachför-
derung wirksam zu machen. Dazu gehören enge Ab-
stimmungen zwischen Schulen, Betrieben, Volkshoch- 
schulen, Kammern und weiteren Bildungsträgern sowie 
die Bereitschaft, neue Formate zu erproben. Nur mit 
gut koordinierten, lokal verankerten Angeboten kön-
nen Migranten schnell integriert und alle Beschäftigten 
bei der Transformation durch Digitalisierung und KI 
unterstützt werden.

Nur wenn Berufsschulen
personell, baulich und digital
stark aufgestellt sind, kann
die duale Ausbildung ihr volle
Attraktivität entfalten. 
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In nahezu allen Unternehmensbefragungen zählt die 
überbordende Bürokratie zu den größten Hemmnissen 
für wirtschaftliches Handeln – häufig steht sie sogar 
an erster Stelle. Formale Hürden, langwierige Verwal-
tungsverfahren und eine unzureichend digitalisierte 
Verwaltung bremsen die Wirtschaft aus und gefährden 
die Effizienz des Standorts Niedersachsen.

Gleichzeitig prägt die Digitalisierung längst alle Lebens- 
und Arbeitsbereiche. Sie ist ein zentraler Faktor für die  
Wettbewerbsfähigkeit der niedersächsischen Wirtschaft, 
weil sie Prozesse vereinfacht, Innovationen ermöglicht 
und neue Geschäftsmodelle hervorbringt. Besonders an 
der Schnittstelle zwischen Wirtschaft und Verwaltung 
entscheidet eine moderne, nutzerorientierte Digitali-
sierung über Effizienz und Servicequalität. Doch genau 
hier bestehen auf Landes- und Kommunalebene wei-
terhin erhebliche Defizite.

Nur eine deutliche Reduzierung und Vereinfachung 
von Rechtsvorschriften, kombiniert mit einer konse-
quenten und flächendeckenden einheitlichen Digitali-
sierung der Verwaltungsprozesse, wird den Unterneh-
men den Freiraum verschaffen, den eine zukunftsfähige 
und wettbewerbsstarke Wirtschaft benötigt.

1312

3.	
Bürokratie wirksam abbauen, 
Verwaltung modernisieren

Bewertung Stand der Digitalisierung
Öffentliche Verwaltung: Hemmschuh 
für Digitalisierung der Wirtschaft 
(DIHK Digitalisierungsumfrage 2025)

Öffentliche
Verwaltung

4,29

Eigenes
Unternehmen

2,85

WIE ES IST
Die Flut der Vorschriften steigt und steigt
Die Zahl der Vorschriften, die Unternehmen ebenso wie 
Kommunalbehörden im Alltag zu beachten haben, 
steigt stetig an. Mit jedem neuen Gesetz, sei es auf 
EU-, Bundes- oder Landesebene, entsteht für die Wirt-
schaft neuer Aufwand, der finanziert und personell ab-
gebildet werden muss. Gleichzeitig bleiben die alten 
Pflichten bestehen und sind weiter zu beachten. Zusätz-
liche Belastungen entstehen dort, wo Kommunen eige-
ne, über die gesetzlichen Anforderungen hinausge-
hende Regelungen einführen – etwa bei Bauvorschriften 
oder Berichtspflichten. Solche Alleingänge erhöhen die 
Kosten für Unternehmen und erschweren einheitliche 
Prozesse. Das Ergebnis ist ein unkontrolliert wachsen-
des Korsett an Pflichten und Aufwand, die für die Wirt-
schaft bundesweit mit jährlichen Kosten im zwei- bis 
dreistelligen Milliardenbereich zu Buche schlagen.

Planungs- und Genehmigungsverfahren 
dauern zu lange
Langwierige Planungs- und Genehmigungsverfahren 
blockieren häufig unternehmerische Projekte, z. B. her-
vorgerufen durch überzogene Brandschutzvorgaben 
bei Baumaßnahmen. Das Problem ist zum einen die 
überbordende Flut von Rechtsvorschriften, auf der an-
deren Seite aber auch eine oftmals zu zögerliche Wahr-
nehmung von Ermessensspielräumen der zuständigen 
Behörden. Im Ergebnis führt all dies dazu, dass die Ent-
wicklung Niedersachsens an vielen Stellen ins Stocken 
gerät.

Mangelnde Digitalisierung der Verwaltung 
entwickelt sich zum Fortschrittshindernis
Eine leistungsfähige und serviceorientierte Verwaltung 
ist im globalen Wettbewerb ein wesentlicher Standort-
faktor. Hierzu zählen insbesondere zeitgemäße, digita-
le Prozesse. Die Potenziale zur Digitalisierung in der 
öffentlichen Verwaltung werden jedoch bei weitem 
noch nicht ausgeschöpft und stehen mittlerweile im 
Kontrast zur fortschreitenden Digitalisierung von Unter-
nehmensprozessen. Nach Ergebnissen der DIHK-Digi-
talisierungsumfrage sind fast 80 Prozent der nieder-
sächsischen Unternehmen mit dem Stand der Verwal- 
tungsdigitalisierung unzufrieden. Viele Antrags- und 
Genehmigungsprozesse laufen weiterhin analog, was 
zu Medienbrüchen, Mehraufwand und höheren Kosten 
führt. Gerade auf kommunaler Ebene fehlen oft flächen-
deckende, nutzerfreundliche und standardisierte digi-
tale Lösungen, die über unterschiedliche kommunale 
IT-Systeme hinweg einheitlich funktionieren.

Umfassendes Bürokratie-Monitoring fehlt
Derzeit werden die landesrechtlichen Bürokratielasten 
weder systematisch erfasst noch regelmäßig überprüft 
und abgebaut – zum Nachteil sowohl der Unternehmen 
als auch der Kommunalverwaltungen. Ein Vergleich der 
Belastungen zwischen den Bundesländern oder inner-
halb Niedersachsens ist daher nicht möglich. Dadurch 
fehlt den Kommunalbehörden die Grundlage, um ge-
zielt zu erkennen, in welchen Bereichen durch geeig-
nete Verwaltungsmaßnahmen Bürokratiekosten verrin-
gert werden können.
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Bewertung Stand der Digitalisierung durch Unternehmen
von 1 = sehr gut bis 6 = ungenügend
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WAS ZU TUN IST
„One in – two out“ konsequent umsetzen
Um eine spürbare Reduzierung des bürokratischen Auf-
wands zu erreichen, muss künftig konsequent das Prin-
zip „One in – two out“ gelten. Das bedeutet: Für jede 
neue Vorschrift, die Aufwand für die Wirtschaft verur-
sacht, müssen zwei bestehende Vorschriften entfallen. 
Das gilt nicht nur auf Bundes- und Landesebene, son-
dern auch für den kommunalen Bereich: Landkreise 
und Gemeinden erlassen zahlreiche Satzungen und Ver-
ordnungen, deren Notwendigkeit regelmäßig überprüft 
werden muss.

Planungs- und Genehmigungsverfahren straffen
Verwaltungsverfahren müssen zügig und unternehmens-
orientiert abgewickelt werden. Dazu braucht es verein-
fachte Verfahrensvorschriften und ausreichend Spiel-
räume für die Behörden. Auch das Selbstverständnis 
der Kommunalbehörden gehört auf den Prüfstand: Sie 
sollten sich nicht nur als Überwacher, sondern auch als 
Dienstleister und Partner der Wirtschaft verstehen.  Fach-
liche Zuständigkeiten und örtliche Nähe zu den Unter-
nehmen sollten vor Ort erhalten bleiben, wenn Effizienz 
und Servicequalität sichergestellt sind. Zentralisierun-
gen sollten nur dann erfolgen, wenn der Nutzen klar 
überwiegt.

Verwaltungsverfahren lückenlos digitalisieren
Verwaltungsverfahren müssen vollständig digital ab-
laufen, um Medienbrüche und damit erhöhte Kosten 
auf Unternehmensseite zu vermeiden. Antrags-, Ge-
nehmigungs- und Zulassungsverfahren sind auf digita-
le Verfahren umzustellen und zu beschleunigen. Unter-
nehmensbezogene Verfahren sollten nach dem Leitbild 
des „One-Stop-Shops“ in einem Digitalportal gebün-
delt werden. Datenschutz und IT-Sicherheit müssen 
dabei von Anfang an mitgedacht werden. Kommunen 
sollten gezielt in Personal und Technik investieren, um 
Cyberangriffen vorzubeugen.

Zwei Themenfelder sind dabei zentral:

1. Klare Zuständigkeiten und Bündelung 
der Kompetenzen
Die derzeitige Verteilung digitalpolitischer Zuständig-
keiten in Niedersachsen gleicht einem Flickenteppich. 
Ob digitale Wirtschaft, Verwaltungsdigitalisierung, IT-
Beschaffung oder Forschungsprojekte – die Verant-
wortlichkeiten sind zersplittert. Die Landesregierung soll-
te Zuständigkeiten im Bereich Digitalisierung bündeln 
und klare Schnittstellen zu den Kommunen schaffen. 
Kommunen brauchen verlässliche Ansprechpartner und 
einheitliche Standards, um eigene Digitalisierungspro-
jekte effizient umzusetzen

2. Stärkung der kommunalen Digitalisierung – 
„Once Only“ als Basisgedanke 
Die größten Potenziale liegen auf kommunaler Ebene. 
Hier braucht es dringend Unterstützung durch das 
Land – sowohl finanziell als auch strukturell. Bund und 
Landesregierung sollten gemeinsam mit den Kommu-
nen dafür sorgen, dass einheitliche Plattformen und 
Anwendungen entwickelt und betrieben werden. Ziel 
muss ein durchgängiges digitales Nutzererlebnis für 
Bürgerinnen, Bürger und Unternehmen sein – unab-
hängig vom Wohnort. Das „Once Only“-Prinzip muss 
über alle Ebenen hinweg gelten.

Bürokratiekosten-Monitoring einführen
Notwendig ist ein regelmäßiges Monitoring der Büro-
kratiekosten. Nur wenn bekannt ist, wie hoch diese Be-
lastungen sind und wo sie entstehen, können Kommu-
nalbehörden gezielt gegensteuern. So lässt sich Büro- 
kratieabbau messbar machen und dauerhaft in der Ver-
waltungspraxis verankern.

4.	
Verkehrsinfrastruktur 
modernisieren und 
Mobilität sichern
Eine leistungsfähige Verkehrsinfrastruktur ist die Grund-
lage für Wettbewerbsfähigkeit, Wachstum und Lebens-
qualität. Niedersachsen ist als Logistikdrehscheibe auf 
ein funktionierendes Netz aus Straßen, Schienen, Was-
serwegen und modernen Verkehrssteuerungssystemen 
angewiesen. Doch Engpässe, Sanierungsstaus und über-
lastete Brücken bremsen den Wirtschaftsverkehr aus. 
Der Investitionsrückstand gefährdet die Funktionsfähig-
keit des Verkehrsnetzes und stellt Kommunen vor er-
hebliche Herausforderungen: Einerseits hängt die Stand-
ortattraktivität von einer modernen Infrastruktur ab, 
andererseits sind Planung, Sanierung und Neubau mit 
hohen Kosten verbunden.

Zugleich steigen die Anforderungen an Klimaschutz 
und Luftqualität. Kommunen müssen intelligente Lö-
sungen entwickeln, die Mobilität sichern und zugleich 
CO₂-Emissionen reduzieren – etwa durch die bessere 
Vernetzung von Individual-, Güter- und öffentlichem 
Verkehr. Nur wenn Wirtschaftlichkeit, Erreichbarkeit 
und Nachhaltigkeit zusammengedacht werden, kann 
Niedersachsen als attraktiver Wirtschaftsstandort be-
stehen.
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Erreichbarkeit von Autobahnen 
Durchschn. Pkw-Fahrzeit zur nächsten BAB-Anschlussstelle in Min.

  <_ 5,7 Min.

  <_ 8,3 Min.

  <_ 11,6 Min.

  <_ 20,0 Min.

  <_ 53,9 Min.

Quelle: Laufende Raumbeobachtung des BBSR
Darstellung: IHK Lüneburg-Wolfsburg
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WIE ES IST
Mobilität bleibt eine zentrale Herausforderung
Die Mobilität von Menschen und Gütern bleibt für Nie-
dersachsen eine der zentralen Herausforderungen zur 
Sicherung von Wirtschaftskraft und Lebensqualität. 
Eine moderne, leistungsfähige Infrastruktur ist dabei 
unerlässlich – ob für Pkw, Lkw, Bahn, Schiff, Rad oder 
Fußgänger. Trotz Investitionen steht Niedersachsen 
weiterhin vor einem erheblichen Sanierungsstau, der 
sich in maroden Straßen, Schlaglöchern und vor allem 
dringend sanierungsbedürftigen Brücken zeigt. Der lan-
ge Investitionsrückstand gefährdet die Funktionsfähig-
keit und Sicherheit des niedersächsischen Verkehrs-
netzes.

Investitions- und Personalmangel 
verzögern Projekte
Begrenzte finanzielle Spielräume in Niedersachsen und 
Personalmangel in den Planungs- und Bauämtern sind 
die Hauptursachen dafür, dass sich notwendige Sanie-
rungen und Ersatzbauten immer weiter verzögern. Ohne 
bessere personelle und finanzielle Ausstattung und poli-
tischen Willen geraten auch die Entwicklung neuer Ge-
werbegebiete und die nachhaltige Stärkung des Wirt-
schaftsstandorts Niedersachsen ins Stocken.

Verkehrslenkende Maßnahmen 
schaffen Zielkonflikte
Verkehrslenkende Maßnahmen wie Durchfahrtsbe-
schränkungen für den gewerblichen Verkehr, Tempoli-
mits und Umweltzonen tragen zu einer Verbesserung 
von Klima und Lebensqualität bei, erzeugen aber zu-
gleich einen spürbaren Wettbewerbsdruck für den re-
gionalen Transport- und Wirtschaftsverkehr. Nieder-
sachsen braucht eine intelligente Verkehrsstrategie, die 
ökologische Ziele mit einer leistungsfähigen Infrastruk-
tur und den wirtschaftlichen Bedürfnissen der Region 
in Einklang bringt.

Trimodale Logistik bleibt unterentwickelt
Straßen, Schienen und Wasserwege werden bislang nicht 
ausreichend miteinander verknüpft. Fehlende Knoten-
punkte, Umschlagplätze und leistungsfähige Zufahrten 
sowie unzureichend angebundene Gewerbeflächen ver-
teuern Logistikprozesse und schwächen die Wettbe-
werbsfähigkeit.

Verkehrspolitik endet zu oft an kommunalen Grenzen
Stadtverkehr ist mehr als der Verkehr der Einwohner 
und Unternehmen innerhalb einer Kommune. In vielen 
Städten und Gemeinden stellen die Einpendler die Mehr-
heit der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten an 
dem jeweiligen Standort dar. Auch sind die innerstädti-
schen Betriebe auf die zusätzliche Kaufkraft aus dem 
Umland angewiesen. Insofern ist es wichtig, dass die 
Verkehrspolitik nicht an den kommunalen Grenzen en-
det, sondern interkommunal entwickelt und umgesetzt 
wird. Dabei sind alle Verkehrsträger ebenso wie neue 
Mobilitätsangebote zu berücksichtigen.

Digitale Verkehrssteuerung wird zu wenig genutzt
Digitale Systeme könnten helfen, Verkehrsflüsse zu steu-
ern und Staus zu vermeiden. Doch in vielen Kommunen 
fehlt es an interoperablen Lösungen, Personal und stra-
tegischer Planung. Dadurch bleiben Potenziale unge-
nutzt, die Mobilität sicherer und effizienter machen 
könnten.
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WAS ZU TUN IST
Sanierungsstau abbauen und Verfahren 
beschleunigen
Kommunen sollten ihre finanziellen Mittel gezielt auf die 
dringendsten Sanierungsmaßnahmen konzentrieren, um 
den Investitionsstau bei Straßen, Brücken und anderen 
Verkehrsinfrastrukturen zügig abzubauen. Bürokratische 
Hürden dürfen den Fortschritt nicht länger bremsen: 
Einheitliche Standards, digitale Antragsverfahren und 
klare Fristen können Projekte deutlich beschleunigen, 
während eine frühzeitige Beteiligung von Behörden und 
Öffentlichkeit Transparenz und Rechtssicherheit schafft. 
Wo sinnvoll, sollten Infrastrukturprojekte größer und 
gebündelt ausgeschrieben werden, um den Aufwand 
für Vergaben zu reduzieren und wirtschaftlich attrakti-
ve Losgrößen zu schaffen. Zugleich müssen die Pla-
nungs- und Bauverwaltungen personell und organisa-
torisch gestärkt werden, damit Verfahren schneller ab- 
geschlossen und Infrastrukturprojekte verlässlich um-
gesetzt werden können.

Gewerbeflächen verkehrlich erschließen 
und Logistik stärken
Neue und bestehende Gewerbeflächen müssen mit 
einer leistungsfähigen Verkehrsanbindung ausgestattet 
sein – insbesondere zu Häfen, Autobahnen und Bahn-
trassen. Kommunen sollten frühzeitig mit Unternehmen, 
Kammern und Logistikpartnern kooperieren, um Flächen 
optimal zu nutzen und Engpässe zu vermeiden.

Akzeptanz und Beteiligung sichern
Große Bauvorhaben stoßen nur dann auf Zustimmung, 
wenn sie offen kommuniziert und frühzeitig erklärt wer-
den. Kommunen sollten Informationsveranstaltungen, 
digitale Beteiligungsformen und transparente Ent-
scheidungsprozesse nutzen, um Vertrauen zu schaffen 
und Akzeptanz zu erhöhen. Erfolgreiche Beispiele zei-
gen zudem: Wo Kommunen, Wirtschaft und Politik re-
gional geschlossen auftreten, lassen sich große Infra-
strukturvorhaben deutlich schneller voranbringen.

Verkehr intelligent und klimafreundlich planen
Im Bereich der Verkehrsplanung sind integrative und 
intelligente Konzepte zu entwickeln, die den Spagat 
zwischen Umweltschutz und wirtschaftlicher Mobilität 
meistern. Kommunen müssen dabei stärker auf innova-
tive, klimafreundliche Verkehrslösungen setzen und zu-
gleich den regionalen Logistik- und Transportbedarf 
berücksichtigen.

Zusammenarbeit von Kommunen 
mit Land und Bund stärken
Eine enge Zusammenarbeit zwischen Kommunen sowie 
Landes- und Bundesebene ist entscheidend, um Finan-
zierungs- und Personalmittel effizient zu bündeln und 
bürokratische Hürden abzubauen. Regionale Koopera-
tionsstrukturen helfen, Mittel effizienter einzusetzen 
und den Pendlerverkehr besser zu organisieren. Bei 
Planung und Sanierung von Straßen, Brücken, Schie-
nen und Häfen sind die Anforderungen der Bundes-
wehr und der Gesamtverteidigung mitzudenken – etwa 
bei Schwerlaststrecken und strategisch wichtigen Kno-
tenpunkten. Nur mit klaren Prioritäten und gebündel-
ten Ressourcen kann Niedersachsen seine Mobilität 
zukunftsfähig sichern und die Lebensqualität nachhal-
tig verbessern.

Der lange Investitionsrückstand
gefährdet die Funktionsfähigkeit
und Sicherheit des niedersäch-
sischen Verkehrsnetzes.
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5.	
Infrastruktur für Kommunikation 
und Energie zukunftsfähig 
gestalten
Eine zukunftsfähige Energie- und Digitalinfrastruktur ist 
das Rückgrat einer modernen Wirtschaft. Unternehmen 
benötigen stabile Strom- und Datennetze, um Prozesse 
zu digitalisieren, energieeffizient zu produzieren und 
wettbewerbsfähig zu bleiben. Während der Ausbau und 
Betrieb von Energie- und Telekommunikationsnetzen 
überwiegend durch private Unternehmen erfolgt, liegt 
es in der Verantwortung von Bund, Land und Kommu-
nen, verlässliche Rahmenbedingungen, effiziente Ge-
nehmigungen und eine hohe Akzeptanz vor Ort sicher-
zustellen Gerade in Niedersachsen als Industrie- und 
Logistikstandort entscheidet die Leistungsfähigkeit der 
Netze über Innovationskraft und Standortattraktivität. 

Doch Engpässe bei Strom- und Breitbandleitungen, 
unzureichende Koordination beim Netzausbau und feh- 
lende Akzeptanz bremsen die Modernisierung. Kom-
munen stehen dabei vor doppelten Herausforderungen: 
Sie müssen zugleich Planungs-, Genehmigungs- und 
Kommunikationsprozesse managen und selbst in digi-
tale Verwaltungsstrukturen investieren. Ziel muss eine 
flächendeckend moderne, verlässliche und nachhalti-
ge Infrastruktur sein – für Energie ebenso wie für Daten.
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WIE ES IST
Breitbandausbau weist weiterhin Lücken auf
Eine zukunftsfähige digitale Infrastruktur aus Gigabit-
netzen und leistungsfähigem Mobilfunk ist Vorausset-
zung für Innovation, Wachstum und Beschäftigung. 
Unternehmen investieren an Standorten, die ihnen gute 
Bedingungen bieten. Niedersachsen ist beim Breitband-
ausbau in den letzten Jahren spürbar vorangekommen. 
Nach Realisierung der derzeit laufenden Förderprojek-
te und des eigenwirtschaftlichen Ausbaus werden laut 
Breitbandzentrum Niedersachsen-Bremen 90,4 Pro-
zent aller Gebäude in Niedersachsen mit einem Giga-
bitanschluss versehen und 83 Prozent per Fibre-to-the-
Building (FTTB) an ein Glasfasernetz angebunden sein.

Mobilfunknetz zeigt Verdichtungspotential
Für den weiteren Ausbau des Mobilfunknetzes hatte die 
vorherige Landesregierung ein eigens auf den Ausbau 
von Mobilfunkmasten ausgerichtetes Förderprogramm 
entworfen, das von den Kommunen umgesetzt werden 
sollte. Darüber hinaus hatte das Land eine Bestandser-
fassung landeseigener Liegenschaften angestoßen und 
die Kommunen nach geeigneten Standorten gefragt. 
Kommunen konnten zudem öffentliche WLAN-Hot-
spots in Innenstädten oder in Fahrzeugen des ÖPNV 
fördern lassen, um die Attraktivität von Innenstädten 
und Sehenswürdigkeiten zu stärken. Ein Großteil dieser 
Förderungen ist mittlerweile ersatzlos ausgelaufen. 

Kommunale Kapazitätsgrenzen 
und Förderkomplexität belasten
Viele Städte und Gemeinden engagieren sich über re-
gionale Breitbandgesellschaften oder Kooperationen 
mit Netzbetreibern, doch Ausschreibungen, Förderan-
träge und Mitverlegungsprojekte binden erhebliche 
Verwaltungskapazitäten. Kleine Verwaltungen sind per-
sonell oft überfordert, was sowohl den Netzausbau als 
auch digitale Verwaltungsprojekte verlangsamt.

Netzausbau für Energie hinkt hinterher 
und gefährdet Transformation
Die deutschen und europäischen Klimaziele sind nur zu 
erreichen, wenn fossile Energieträger durch erneuer-
bare Energien ersetzt werden. Aufgrund der geringen 
Gestehungskosten von Strom aus Wind und Sonne ist 
dies in langfristiger Betrachtung auch wirtschaftlich 
sinnvoll. Damit eine solche Transformation gelingen 
kann, müssen industrielle Prozesse, Wärmegewinnung 
und Mobilität elektrifiziert werden. Hier ist der zu lang-
same Netzausbau ein wesentlicher Flaschenhals. Im 
IHK-Energiewendebarometer gaben 71 % der befrag-
ten niedersächsischen Unternehmen an, dass Engpäs-
se bei den Übertragungs- und Verteilnetzen ein zuneh-
mendes Problem seien. Zusätzlich fehlen vielfach Netz-  
und Speicherkapazitäten sowie zuverlässige Anlagen 
für Dunkelflauten; die Frage der Anbindung an künftige 
Wasserstoffnetze bleibt vielfach offen. Dies bremst die 
Modernisierung von Prozessen aus und kann zu erheb-
lichen Mehrkosten führen, etwa dann, wenn Unterneh-
men zusätzliche Emissionszertifikate kaufen müssen.

Planungs-, Genehmigungs- und 
Akzeptanzprobleme verzögern Projekte
Langwierige Genehmigungsverfahren, uneinheitliche 
Zuständigkeiten und lokale Widerstände gegen Trassen 
oder Umspannwerke führen zu Verzögerungen und Zu-
satzkosten. Fehlende Transparenz und unzureichende 
frühzeitige Kommunikation schüren Vorbehalte in der 
Bevölkerung.

Breitbandversorgung – Gemeinden Niedersachsen
FTTB/H-Versorgung nach Abschluss aller Ausbaumaßnahmen

  bis 20% aller Adressen

Quelle: BZNB Breitbandzentrum Niedersachsen – Bremen

  20%–<40 % aller Adressen

  40%–<60 % aller Adressen

  60%–<80 % aller Adressen

  mehr als 80% aller Adressen
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WAS ZU TUN IST
„Graue Flecken“-Ausbau vollenden
Mit dem wachsenden Anteil ausgebauter Bereiche ha-
ben Bund und Land ihre Förderung des Breitbandaus-
baus zurückgefahren. Dennoch bestehen weiterhin 
Lücken, die nur mit gefördertem Ausbau oder alternativer 
Technik geschlossen werden können. Viele Kommunen 
befinden sich noch mitten im Ausbau der „Grauen Fle-
cken“, die vor allem die suburbanen Regionen betref-
fen. Die Kommunen sollten diese Projekte nun zügig fi-
nalisieren, um die letzten Versorgungslücken zu schließen 
und eine flächendeckend leistungsfähige digitale Infra-
struktur sicherzustellen.

Mobilfunkausbau politisch flankieren 
und Flächen bereitstellen
Neben Gigabitnetzen muss auch eine flächendecken-
de, leistungsfähige 5G-Versorgung gesichert werden – 
an Bundesfernstraßen, in Gewerbegebieten sowie in 
See- und Binnenhäfen. Regionen ohne eigenwirtschaft-
lichen Ausbau sollten identifiziert und kommunal un-
terstützt werden, etwa durch Bereitstellung geeigneter 
Grundstücke zur Netzverdichtung. Zudem braucht es 
politische Rückendeckung für investierende Netzbe-
treiber. Kommunen sollten für eine breite gesellschaft-
liche Akzeptanz des Netzausbaus werben.

WLAN-Hotspots ausbauen
Kostenlose WLAN-Hotspots im öffentlichen Raum tra-
gen zur Wirtschaftsförderung und Attraktivitätssteige-
rung von Innenstädten und Sehenswürdigkeiten bei. 
Sie erhöhen Aufenthaltsqualität und ermöglichen neue 
Informationsangebote. Gleiches gilt für WLAN-Zugän-
ge an Haltestellen, Bahnhöfen und in Fahrzeugen des 
ÖPNV. Kommunen sollten den Aufbau solcher Hotspots 
priorisieren und mit eigenem Engagement vorantreiben.

Netzausbau beschleunigen und Akzeptanz fördern
Die Energieinfrastruktur muss deutlich schneller an die 
Anforderungen der Transformation angepasst werden. 
Kommunen, Land und Netzbetreiber sollten Engpässe 
in den Übertragungs- und Verteilnetzen gezielt abbauen 
und Genehmigungsverfahren für Leitungen und Um-
spannwerke beschleunigen. Der Ausbau des Wasser-
stoffnetzes sollte frühzeitig mitgeplant und die regio-
nale Anbindung gesichert werden, um industrielle 
Prozesse, Wärmeversorgung und klimafreundliche Mo-
bilität zukunftsfähig zu machen. Große Infrastruktur- 
und Leitungsbauprojekte dürfen nicht an fehlender Ak-
zeptanz scheitern. Daher sind offene Kommunikation, 
frühzeitige Information und transparente Beteiligungs-
prozesse zentral.

Nachhaltige Gewerbegebiete unterstützen
Kommunen können Unternehmen bei der Bildung von 
Energie- und Wärmeverbünden unterstützen – etwa 
durch gemeinsame Nutzung von PV, Solarthermie oder 
Abwärme. Kreislaufwirtschaft und Ressourceneffizienz 
lassen sich durch geteilte Infrastruktur, gemeinsame 
Nutzung von Ressourcen und ein kommunales Grün-
flächenmanagement fördern. Auch betriebliche Mobi-
litätskonzepte und eine gute verkehrliche Erreichbar-
keit (Radwegenetz, ÖPNV) sind wichtige Bausteine. So 
können effiziente oder sogar Null-Emissions-Gewer-
begebiete entstehen, die von IHKs begleitet werden 
können. Besonders geeignet sind Knotenpunkte der 
neuen Energieinfrastruktur, da dort Ansiedlungen ener-
gieintensiver Unternehmen möglich sind. Dies stärkt 
Wertschöpfung, Beschäftigung und die gesellschaftli-
che Akzeptanz der Energiewende.
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6.	
Sicher leben – Resilienz und 
Gesundheitsinfrastruktur stärken

Die aktuellen geopolitischen Spannungen, neue Be-
drohungslagen und die Erfahrungen aus der Corona-
Pandemie verdeutlichen: Die kommunale Daseinsvor-
sorge braucht eine stärkere Resilienz. Sicherheit, 
Gesundheit und Schutz der Bevölkerung sind zentrale 
Voraussetzungen für Lebensqualität – und damit auch 
für die Attraktivität von Regionen als Wirtschafts- und 
Wohnstandort.

Kommunen haben in diesem Zusammenhang eine 
Schlüsselrolle: Sie koordinieren Katastrophenschutz, 
betreiben Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen, si-
chern kritische Infrastrukturen und gestalten Vorsorge 
und Versorgung vor Ort. Auch die Vorbereitung auf 
Szenarien der Gesamtverteidigung gehört heute zur 
kommunalen Resilienz. Ziel muss es sein, die Wider-
standsfähigkeit von Städten und Gemeinden gegen 
Krisen zu erhöhen und die Gesundheitsversorgung zu-
kunftsfest aufzustellen.

Gleichzeitig gewinnen digitale Infrastrukturen, moder-
ne Kommunikationssysteme und die gezielte Siche-
rung von Fachkräften an Bedeutung, um in Krisensitua-
tionen schnell reagieren zu können. Auch die Einbindung 
der Bürgerinnen und Bürger in Vorsorge- und Schutz-
maßnahmen stärkt die regionale Resilienz und trägt zu 
einem sicheren Lebensumfeld bei.
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Entfernung zum Hausarzt 
Einwohnergewichtete Entfernung in Meter zur nächsten Hausarztpraxis

  <_ 850 m

  <_ 1.250 m

  <_ 1.500 m

  <_ 1.650 m

  <_ 3.090 m

Quelle: Laufende Raumbeobachtung des BBSR
Darstellung: IHK Lüneburg-Wolfsburg
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WIE ES IST
Neue Bedrohungslagen erfordern 
kommunale Handlungsfähigkeit
Russlands Angriffskrieg gegen die Ukraine, Cyberan-
griffe auf öffentliche Einrichtungen, Extremwetterer-
eignisse oder Stromausfälle zeigen, dass Sicherheit 
kein Selbstläufer ist. Die Verwundbarkeit kommunaler 
Infrastrukturen ist groß. Strom, Wasser, IT, Verkehr, Ge-
sundheitswesen – all diese Systeme sind eng miteinan-
der verknüpft und im Krisenfall voneinander abhängig. 
Viele Kommunen verfügen jedoch nur über veraltete 
Krisen- und Katastrophenschutzkonzepte, zu wenige 
Notfallübungen und unzureichend ausgestattete Kri-
senstäbe. Die zunehmende Komplexität moderner Inf-
rastrukturen macht umfassende Risikoanalysen und 
Szenarienplanung dringend erforderlich.

Fehlende Ausstattung und Schnittstellenprobleme
In zahlreichen Städten und Gemeinden fehlen Not-
stromaggregate, digitale Kommunikationsmittel oder 
klar definierte Abläufe für den Krisenfall. Zuständigkei-
ten zwischen Land, Landkreisen, Feuerwehren, Hilfs-
diensten und kommunaler Verwaltung sind oft unklar 
oder überlappen sich. Das erschwert schnelles Han-
deln, wenn es darauf ankommt. Auch in der Zusam-
menarbeit mit regionalen Energieversorgern, Kranken-
häusern und Betrieben der kritischen Infrastruktur 
bestehen häufig Abstimmungslücken. Zudem fehlt vie-
lerorts die Ausstattung mit modernen IT-Systemen für 
digitale Krisenkommunikation.

Gesundheitsversorgung unter Druck
Klinikschließungen, Fachkräftemangel und steigende 
Betriebskosten gefährden die wohnortnahe medizini-
sche Versorgung. Besonders in ländlichen Regionen 
drohen Unterversorgungen. Arztpraxen finden keine 
Nachfolger, Rettungsdienste sind überlastet, Pflege-
heime an der Grenze ihrer Kapazität. Die Pandemie hat 
offengelegt, dass Versorgungsketten im Gesundheits-
wesen schnell an ihre Grenzen stoßen – insbesondere, 
wenn Personal fehlt oder Lieferketten zusammenbre-
chen. Die aktuelle Krankenhausstruktur steht unter 
Druck, und die Umsetzung der Krankenhausreform stellt 
zusätzliche Herausforderungen dar, bei der eine kluge  

 
Planung und Ausgestaltung auf Landesebene ent-
scheidend ist.

Zunehmende Abhängigkeiten erhöhen die Risiken
Die Digitalisierung schafft neue Möglichkeiten, aber 
auch neue Verwundbarkeiten. Angriffe auf kommunale 
IT-Systeme oder Kliniken können innerhalb von Minuten 
wichtige Prozesse lahmlegen. Gleichzeitig erschweren 
Personalmangel und knappe Haushaltsmittel vielerorts 
den Aufbau belastbarer Sicherheitsstrukturen. Wäh-
rend Großstädte in der Regel über hauptamtliche Kri-
senstäbe verfügen, sind viele kleinere Kommunen auf 
das Engagement Ehrenamtlicher angewiesen. Digitale 
Systeme, Notfallplattformen und die Einbindung von 
Ehrenamtlichen werden so zu zentralen Faktoren für die 
Krisenresilienz.

Koordination und Bewusstseinsbildung 
bleiben unzureichend
Sicherheits- und Gesundheitsakteure arbeiten häufig 
nebeneinanderher. Eine systematische Koordination 
zwischen Feuerwehren, Rettungsdiensten, Kranken-
häusern, Katastrophenschutz, Pflegeeinrichtungen und 
Verwaltungen findet selten statt. Ebenso fehlt es an öf-
fentlicher Sensibilisierung: Nur wenige Bürgerinnen und 
Bürger wissen, wie sie sich im Krisenfall verhalten sollen 
oder welche Vorkehrungen sie selbst treffen können.
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WAS ZU TUN IST
Krisen- und Katastrophenschutz modernisieren
Kommunen sollten ihre Krisen- und Katastrophen-
schutzpläne regelmäßig aktualisieren, Notfallübungen 
durchführen und Krisenstäbe professionell ausbilden. 
Eine moderne technische Ausstattung, redundante Kom-
munikationssysteme und der Ausbau von Notstrom- 
und Wasserversorgung sind unverzichtbar. Koopera- 
tionen mit regionalen Energieversorgern, Unternehmen, 
der Bundeswehr und Hilfsorganisationen können hel-
fen, kritische Infrastrukturen zu sichern. Kommunale 
Rechenzentren müssen besser gegen Cyberangriffe 
geschützt werden. Digitale Systeme zur Krisenüberwa-
chung und Echtzeitkommunikation sollten flächende-
ckend implementiert werden, um schnelle Reaktionen 
zu ermöglichen.

Gesundheitsinfrastruktur stärken und vernetzen
Die Sicherstellung einer flächendeckenden Gesund-
heitsversorgung ist Kern kommunaler Daseinsvorsorge. 
Kommunen sollten regionale Gesundheitsnetzwerke för-
dern, in denen Krankenhäuser, Hausärzte, Pflegeeinrich-
tungen, Apotheken und Rettungsdienste eng zusam-
menarbeiten. Telemedizinische Angebote, Gesundheits- 
zentren und mobile Versorgungsmodelle können helfen, 
Versorgungslücken zu schließen – insbesondere im 
ländlichen Raum. Gezielte Standortpolitik für Einrich-
tungen der medizinischen Versorgung, digitale Patien-
tenakten und koordinierte Notfallversorgung erhöhen 
die Effizienz und Qualität der Versorgung.

Resilienz durch Vorsorge und 
Zusammenarbeit erhöhen
Sicherheit und Gesundheit gehören zusammen. Kom-
munen sollten ressortübergreifend arbeiten – etwa in 
gemeinsamen Resilienzforen oder Koordinierungsstel-
len, in denen Verwaltung, Wirtschaft, Feuerwehr, Poli-
zei, Gesundheitswesen und Ehrenamt vernetzt sind. 
Der Aufbau regionaler Katastrophenschutzlager oder 
die Kooperation bei der Bevorratung wichtiger Güter 
(z. B. Arznei, Schutzausrüstung, Energie) erhöhen die 
Handlungsfähigkeit. Regelmäßige Übungen, Krisensi-
mulationen und ein kontinuierlicher Informationsaus-
tausch stärken die kommunale Reaktionsfähigkeit

Prävention und Bevölkerungsschutz ausbauen
Neben der Reaktion auf Krisen muss Prävention in den 
Vordergrund rücken. Informationskampagnen, Früh-
warnsysteme und leicht verständliche Notfallhinweise 
können helfen, das Bewusstsein in der Bevölkerung zu 
stärken. Schulen, Vereine und Unternehmen sind wich-
tige Multiplikatoren. Kommunen können diese Aktivi-
täten unterstützen und koordinieren. Digitale Früh-
warnsysteme, App-basierte Benachrichtigungen und 
die Integration der Bevölkerung in Vorsorgemaßnah-
men erhöhen die Wirksamkeit zusätzlich. Gesundheits-
vorsorge und Aufklärung sollten stärker miteinander 
vernetzt werden, um Risiken frühzeitig zu erkennen.

Gesundheits- und Sicherheitsvorsorge 
als Standortfaktor begreifen
Eine verlässliche Gesundheits- und Sicherheitsinfrastruk-
tur ist nicht nur Daseinsvorsorge, sondern auch Wirt-
schaftspolitik. Fachkräfte, Familien und Unternehmen 
entscheiden sich für Regionen, in denen sie sich sicher 
fühlen und auf gute Versorgung vertrauen können. 
Eine kluge Umsetzung der Krankenhausreform, trans-
parente Planung, gesicherte Finanzierung, digitale An-
gebote und koordinierte Präventionsmaßnahmen tragen 
entscheidend dazu bei, die medizinische Versorgung 
zukunftsfest zu machen.

Wirtschaftliche Resilienz als Standortfaktor stärken 
Resilienz sollte ganzheitlich gedacht und auch als wirt-
schaftlicher Standortfaktor verstanden werden. Neben 
der Sicherung kritischer Infrastrukturen können Kom-
munen hierzu beitragen, indem sie bei Infrastruktur, 
Energieversorgung, Flächenplanung und Verwaltungs-
strukturen stärker auf langfristige Stabilität und Krisen-
festigkeit ausgerichtete Rahmenbedingungen schaffen. 
Eine vorausschauende Planung stärkt die Handlungs-
fähigkeit von Unternehmen und trägt zur Sicherung 
regionaler Wertschöpfung bei.

Viele Kommunen verfügen
über veraltete Krisen- und
Katastrophenschutzkonzepte,
zu wenige Notfallübungen
und unzureichend ausge-
stattete Kristenstäbe. IH

K
LW

- P
O

S
IT

IO
N

 .
 K

O
M

M
U

N
A

LP
O

LI
T

IS
C

H
E

 P
O

S
IT

IO
N

E
N

 2
0

2
6 

IH
K

LW
- P

O
S

IT
IO

N
 .

 K
O

M
M

U
N

A
LP

O
LI

T
IS

C
H

E
 P

O
S

IT
IO

N
E

N
 2

0
2

6 



7.	
Zentren beleben und 
Aufenthaltsqualität erhöhen

Lebendige Innenstädte und Ortskerne sind das Herz der 
Kommunen. Sie prägen Identität, Lebensqualität und 
Wirtschaftskraft – in großen Städten ebenso wie in länd-
lichen Räumen. Doch viele Zentren stehen unter Druck: 
Sinkende Frequenzen, Leerstände, Geschäftsaufgaben 
sowie Sicherheits- und Sauberkeitsdefizite bedrohen 
ihre Vitalität. Der Wandel im Konsumverhalten, Nachfol-
geprobleme und steigende Kosten setzen Handel und 
Gastronomie zusätzlich zu. 

Kommunen stehen damit vor der Herausforderung, wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Funktionen in ihren 
Zentren zu sichern und gleichzeitig neue Nutzungs-
ideen zu fördern. Entscheidend sind eine kluge Nut-
zungsmischung, hohe Aufenthaltsqualität und die aktive 
Beteiligung der Wirtschaft sowie Bürgerinnen und Bür-
ger an der Weiterentwicklung ihrer Innenstädte.
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WIE ES IST
Strukturwandel schwächt Innenstädte und Ortskerne
Viele Innenstädte, Stadtteilzentren und Ortskerne in 
Niedersachsen verlieren seit Jahren an Frequenz und 
Funktion. Der stationäre Handel steht durch Online-
plattformen, Fachkräftemangel und hohe Betriebskos-
ten stark unter Druck. Auch Gastronomie, Kultur- und 
Dienstleistungsbetriebe kämpfen mit steigenden Ener-
gie- und Personalkosten. Leerstände prägen vielerorts 
das Stadtbild. Rückläufige Umsätze, Geschäftsaufga-
ben und Leerstände schlagen sich in sinkenden Steu-
ereinnahmen nieder und schränken die finanziellen 
Spielräume der Kommunen zusätzlich ein. Sicherheit, 
Ordnung und Sauberkeit werden vielerorts als unzurei-
chend empfunden – ein Faktor, der Besucher wie Inves-
toren gleichermaßen abschreckt.

Zentrenmanagement und Kooperationen 
fehlen häufig
In vielen Kommunen fehlt ein aktives Zentrenmanage-
ment, das Akteure koordiniert, Projekte steuert und 
Leerstände bzw. gewerbliche Flächen strategisch ent-
wickelt. Lokale Wirtschaftsakteure werden häufig zu 
spät eingebunden, wodurch Maßnahmen an Wirkung 
verlieren. Standortgemeinschaften wie Handels- und 
Gewerbevereine leisten wertvolle Arbeit, doch meist 
ehrenamtlich und häufig ohne ausreichende Wertschät-
zung durch Verwaltung oder Politik. Dadurch bleiben 
wichtige Synergiepotenziale zwischen Wirtschaft, Ver-
waltung und Stadtplanung ungenutzt.

Fördermittel und alternative Finanzierungen 
werden zu wenig genutzt
Nach Auslaufen vieler Förderprogramme fehlt es an 
langfristigen Finanzierungsstrategien. Die klassische 
Städtebauförderung ist oft zu bürokratisch und zu eng 
gefasst, um auf kurzfristige Veränderungen im Einzel-
handel oder in der Gastronomie zu reagieren. Innova-
tive Finanzierungsinstrumente wie Verfügungsfonds, 
Public-Private-Partnerships oder Business Improvement 
Districts (BIDs) nach dem Niedersächsischen Quartiers-
gesetz werden noch zu selten eingesetzt, obwohl sie 
die Handlungsspielräume erheblich erweitern könnten.

Sicherheit, Ordnung und Sauberkeit 
bleiben Kernfaktoren
Fehlende Präsenz von Ordnungskräften, mangelnde 
Pflege öffentlicher Räume und Verwahrlosungstenden-
zen beeinträchtigen das Sicherheitsgefühl. Die Einrich-
tung von Präventionsräten, Sicherheitspartnerschaften 
und Quartiersmanagements bleibt häufig auf Pilotpha-
sen beschränkt, da es an dauerhafter Finanzierung und 
klarer Zuständigkeit mangelt. 

Shopping/Einkaufen

Gastronomie und Cafés

Leute treffen, durch die Stadt bummeln 
(Plätze und Stadt genießen)

Ärzte/Ärztinnen und 
Gesundheitsdienstleistungen

Dienstleistungen (z.B. Friseurbereich, 
Banken, Versicherungen)

Veranstaltungen und Events in der Stadt 
(z.B. Stadtfeste)

Öffentliche Einrichtungen, 
Ämter, Behörden

Kulturangebot (z.B. Theater, 
Museen, Kino, Konzerte)

Fitness und Sport

Arbeit und Ausbildung, 
beruflicher Anlass

Bildung 
(KiTas, Schulen, Universitäten)

Bibliotheken

65,4 %

51,4 %

50,2 %

39,3 %

36,6 %

34,8 %

28,2 %

27,4 %

23,6 %

22,8 %

13,3 %

12,6 %

Zu welchen Zwecken die Niedersachsen 
ihre Innenstädte aufsuchen

Quelle: „Zentrenstudie Niedersachsen“, 2024

Der stationäre Handel steht 
durch Onlineplattformen,
Fachkräftemangel und hohe
Betriebskosten stark unter
Druck. 
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WAS ZU TUN IST
Zentrenentwicklung strategisch und 
vernetzt gestalten
Kommunen sollten integrierte Zentren- und Innenstadt-
entwicklungskonzepte aufstellen, die Handel, Gastro-
nomie, Kultur, Dienstleistungen, Tourismus und Wohnen 
gleichermaßen berücksichtigen. Eine systematische Be-
standsaufnahme mit Flächenmonitoring kann helfen, 
Leerstände frühzeitig zu erkennen und gezielt zu ver-
mitteln. Temporäre Zwischennutzungen, Pop-up-Stores, 
kulturelle Formate, verkaufsoffene Sonntage oder kre-
ative Start-up-Konzepte können Impulse setzen und 
neue Zielgruppen anziehen.

Aufenthaltsqualität durch Gestaltung, 
Ordnung und Sicherheit verbessern
Zentren müssen Orte des Wohlfühlens und der Begeg-
nung bleiben. Neben einer ansprechenden Gestaltung 
des öffentlichen Raums sind Sicherheit, Ordnung und 
Sauberkeit zentrale Voraussetzungen. Kommunen soll-
ten stärker in Pflege, Beleuchtung und in den Rückbau 
von „Angsträumen“ investieren und gemeinsam mit 
Polizei, Ordnungsdiensten und zivilgesellschaftlichen 
Partnern Präventionsstrategien entwickeln. Wo möglich, 
kann die Einbindung von Bürgerpatenschaften oder 
städtischen Initiativen („Innenstadtpaten“) helfen, Ver-
antwortung vor Ort zu verankern. Dazu können – im 
rechtlich zulässigen Rahmen – auch eine gezielte Video-
überwachung sicherheitsrelevanter Bereiche sowie 
engmaschige Kontrollen von Waffen- und Alkoholver-
botszonen beitragen.

Lokale Akteure frühzeitig einbinden 
und wertschätzen
Ein enger Austausch zwischen Verwaltung, Wirtschaft, 
Immobilienbesitzern und Bürgerschaft ist unerlässlich. 
Frühzeitige Beteiligung schafft Akzeptanz und Vertrau-
en – besonders bei Projekten wie Verkehrsversuchen, 
baulicher Umgestaltung des öffentlichen Raumes oder 
Baustellenmanagement. Kommunen sollten regelmäßi-
ge Innenstadtforen, runde Tische oder digitale Beteili-
gungsplattformen etablieren. Eine stärkere öffentliche 
Anerkennung des Engagements von Standortgemein-
schaften, etwa durch Auszeichnungen oder gemeinsa- 

me Kommunikationskampagnen, fördert Identifikation 
und Motivation.

Alternative Finanzierungsmodelle gezielt fördern
Verfügungsfonds, PPP-Projekte, BIDs oder Sponsoring-
modelle können Investitionen in Gestaltung, Marketing 
oder Veranstaltungen erleichtern. Kommunen sollten 
aktiv über diese Instrumente informieren und Ansprech-
partner für lokale Akteure benennen. Wettbewerbe 
oder Matching-Plattformen können zudem als Impuls-
geber dienen. Wichtig ist, dass Förder- und Beteili-
gungsstrukturen langfristig angelegt und bürokratie-
arm ausgestaltet werden.

Junge Zielgruppen mit neuen Formaten ansprechen
Zentren müssen auch künftig Orte für junge Menschen 
sein. Veranstaltungen, Freiflächenkonzepte, WLAN-
Hotspots, Co-Working-Angebote oder urbane Kultur-
projekte können Attraktivität und Innovationskraft stei-
gern. Eine moderne Stadtgestaltung mit grünen Auf- 
enthaltszonen, digitaler Infrastruktur und vielfältigen 
Freizeitangeboten fördert nicht nur den Einzelhandel, 
sondern stärkt auch die Bindung an den Standort – ins-
besondere im Wettbewerb um Fachkräfte. Dazu gehö-
ren auch attraktive Angebote für Kinder und Familien – 
etwa Spiel- und Bewegungsbereiche oder niedrig- 
schwellige Erlebnisformate –, die die Aufenthaltsquali-
tät erhöhen und Zentren für alle Generationen erlebbar 
machen.
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8.	
Erreichbarkeit verbessern 
und Nahversorgung sichern

Innenstädte, Stadtteilzentren und Ortskerne erfüllen 
zentrale Funktionen für Wirtschaft und Gesellschaft. Sie 
sind Versorgungsorte, Begegnungsräume und Identifi-
kationspunkte für Bürgerinnen und Bürger. Ihre Zu-
kunftsfähigkeit hängt entscheidend davon ab, wie gut 
sie erreichbar sind – und ob sie eine wohnortnahe Ver-
sorgung gewährleisten können. Gerade in ländlichen 
Regionen droht eine Abwärtsspirale aus Schließungen, 
Frequenzrückgängen und infrastrukturellem Rückbau.

Eine funktionierende Erreichbarkeit für Kunden, Be-
schäftigte, Lieferverkehre und Gäste sowie ein stabiles 
Nahversorgungsnetz sind daher Schlüsselfaktoren für 
gleichwertige Lebensverhältnisse und wirtschaftliche 
Stabilität in ganz Niedersachsen.

IH
K

LW
- P

O
S

IT
IO

N
 .

 K
O

M
M

U
N

A
LP

O
LI

T
IS

C
H

E
 P

O
S

IT
IO

N
E

N
 2

0
2

6 

80 %

70 %

60 %

50 %

40 %

30 %

20 %

10 %

0

bis 10.000 Einwohner

10.000 bis unter 20.000 Einwohner

20.000 bis unter 50.000 Einwohner

50.000 bis unter 200.000 Einwohner

über 200.000 Einwohner

zu Fuß Fahrrad/
Pedelec

ÖPNV PKW E-Scooter Motorrad/ 
Mofa

Sonstige
Verkehrsmittel

Welche Verkehrsmittel nutzen Sie
zum Erreichen Ihrer Innenstadt?
Deutschland:

Quelle: cima.monitor 2024; Mehrfachnennung möglich.
CIMA Beratung + Management GmbH

Die meisten Besucher sind multimodal – 
Angebot und Stadtgröße entscheiden!
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WIE ES IST
Erreichbarkeit vielerorts eingeschränkt
In zahlreichen Kommunen werden Diskussionen über 
Mobilität und Verkehrspolitik emotional geführt. Häu-
fig stehen Zielkonflikte zwischen Anwohnerinteressen, 
Umweltzielen, Gewerbe und Kundenanforderungen im 
Raum. Während in Ballungszentren der Platz knapp und 
der Parkraum umkämpft ist, leiden ländliche Regionen 
unter schwachem ÖPNV-Angebot und geringer Tak-
tung. Für viele Unternehmen, Beschäftigte und Kunden 
bleibt der Pkw unverzichtbar. Gleichzeitig führt ein 
Mangel an Parkplätzen, komplizierte Anfahrtsregelun-
gen oder hohe Gebühren dazu, dass Besucher andere 
Standorte bevorzugen.

Wirtschafts- und Lieferverkehre 
werden zu selten mitgedacht
Logistische Abläufe in Innenstädten werden immer 
komplexer. Lieferdienste, dienstleistende Betriebe und 
Einzelhändler benötigen flexible Zufahrtsmöglichkeiten 
und ausreichend Ladezonen. Häufig mangelt es jedoch 
an abgestimmten Konzepten zwischen Stadtplanung, 
Verkehrsbehörden und Wirtschaft. Baustellenmanage-
ment, Verkehrsexperimente und Umgestaltungen er-
folgen vielfach ohne frühzeitige Einbindung der betrof-
fenen Gewerbetreibenden, was zu Akzeptanzproble- 
men führt.

Kommunikation zur Mobilität bleibt defizitär
Neben der realen Erreichbarkeit ist auch die wahrge-
nommene Erreichbarkeit entscheidend. Fehlende oder 
unübersichtliche Informationen über Parkmöglichkei-
ten, Baustellen oder ÖPNV-Verbindungen führen dazu, 
dass Kundinnen und Kunden Zentren meiden. Touristi-
sche Besucher erwarten klare Orientierung, digitale 
Leitsysteme und aktuelle Informationen – vielerorts 
sind diese noch nicht vorhanden.

Nahversorgung schwindet vor allem 
im ländlichen Raum
Supermärkte, Bäckereien, Apotheken, Post- oder Bank-
filialen verschwinden zunehmend aus kleinen Orten. In 
vielen Dörfern ist der tägliche Einkauf nur noch mit dem 
Auto möglich. Demografischer Wandel, Fachkräfte- 

mangel und wirtschaftlicher Druck verschärfen die Si-
tuation. Auch Gesundheits- und Sozialdienstleistungen 
konzentrieren sich zunehmend auf zentrale Standorte. 
Dadurch drohen längere Wege, geringere Lebensqua-
lität und Standortnachteile für die Wirtschaft, etwa bei 
der Fachkräftegewinnung.

Innovative Konzepte werden 
noch zu selten umgesetzt
Smartstores, mobile Verkaufslösungen, Dorfläden oder 
Wochenmärkte bieten Chancen, Nahversorgung auch 
bei geringer Nachfrage aufrechtzuerhalten. Dennoch 
scheitern viele Ansätze an rechtlichen Hürden oder 
mangelnder Akzeptanz. Kommunen fehlt häufig das 
Know-how, um neue Geschäftsmodelle zu initiieren 
oder mit privaten Betreibern zu kooperieren.
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WAS ZU TUN IST
Erreichbarkeit multimodal und verlässlich gestalten
Kommunen sollten Mobilität ganzheitlich betrachten 
und alle Verkehrsträger bedarfsgerecht und datenba-
siert einbinden. In Städten müssen Parkraumkonzepte, 
ÖPNV, Radverkehr, Fußwege und Logistiklösungen 
aufeinander abgestimmt sein und so gestaltet werden, 
dass alle Verkehrsteilnehmer effizient und sicher unter-
wegs sein können. Digitale Leitsysteme, dynamische 
Parkinformationen und klare Wegweisung können Ori-
entierung und Zufriedenheit deutlich verbessern. In 
ländlichen Regionen sind ergänzende Modelle wie 
Rufbusse, Mitfahrplattformen oder Car- und Bike-Sha-
ring-Angebote sinnvoll. Entscheidend ist, dass die Er-
reichbarkeit nicht ideologisch, sondern pragmatisch 
organisiert wird – im Interesse von Wirtschaft, Bewoh-
nern und Besuchern gleichermaßen.

Baustellen- und Lieferverkehr intelligent steuern
Schnelles Arbeiten und kurze Bauzeiten müssen obers-
te Priorität haben – denn Tempo entscheidet darüber, 
wie stark Betriebe, Kunden und Besucher belastet wer-
den. Gerade in Innenstädten sollte das Baustellenma-
nagement deshalb zentral koordiniert und digital be-
gleitet werden. Baustelleninformationen müssen 
transparent und frühzeitig kommuniziert werden, um 
Umsatzeinbußen für Betriebe zu vermeiden. Für Liefer-
verkehre sollten Kommunen flexible Regelungen und 
moderne Logistikkonzepte („letzte Meile“, Mikrode-
pots) entwickeln, um Verkehre zu bündeln und gleich-
zeitig Emissionen zu senken. 

Frühzeitige Beteiligung der Wirtschaft sicherstellen
Verkehrs- und Infrastrukturmaßnahmen sollten grund-
sätzlich in enger Abstimmung mit Handel, Gastrono-
mie und Logistikunternehmen geplant werden. Runde 
Tische oder Innenstadtforen können helfen, Konflikte 
zu entschärfen und tragfähige Kompromisse zu finden. 
Professionelle Moderation, Kommunikationsmanage-
ment und valide Daten erhöhen Transparenz und Ak-
zeptanz.

Nahversorgung aktiv sichern und 
neue Modelle fördern
Kommunen sollten die Versorgung mit Gütern des täg-
lichen Bedarfs strategisch absichern – etwa durch ge-
zielte Flächenausweisungen, unterstützende Rahmen-
bedingungen für Dorfläden oder Kooperationen mit 
regionalen Anbietern. Digitale Plattformen, mobile Ver-
kaufsstellen, Smartstores oder Wochenmärkte können 
helfen, Versorgungslücken zu schließen. Hierfür 
braucht es flexible Rahmenbedingungen und die Be-
reitschaft, neue Betreibermodelle zuzulassen.

Zentralörtliche Funktionen im 
Landesraumordnungsprogramm stärken
Das Land sollte im Rahmen des neuen Landesraum-
ordnungsprogramms die Bedeutung der zentralen 
Orte als Versorgungs- und Begegnungszentren klar 
hervorheben. Großflächiger Einzelhandel muss so ge-
steuert werden, dass er die zentralen Versorgungsbe-
reiche nicht schwächt. Ergänzende Angebote – etwa 
Telemedizin, Dienstleistungscluster oder Co-Working-
Spaces – können die Attraktivität ländlicher Standorte 
zusätzlich erhöhen.

Kommunikation und Service verbessern
Die Wahrnehmung der Erreichbarkeit ist ebenso wich-
tig wie die tatsächliche. Kommunen sollten offensiv 
über Mobilitätsangebote, Parkmöglichkeiten und Bau-
stellenkommunikation informieren – online, per App 
und vor Ort. Eine klare, positive Kommunikation stärkt 
das Vertrauen der Besucher und signalisiert: Unsere 
Zentren sind erreichbar und lebendig.

Während in Ballungszentren
der Platz knapp und der Parkraum
umkämpft ist, leiden ländliche
Regionen unter schwachem 
ÖPNV-Angebot. 
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9.	
Unternehmertum stärken – 
Gründung und Innovation 
fördern
Unternehmertum ist der Motor wirtschaftlicher Dyna-
mik. Unternehmerinnen und Unternehmer, ob gerade 
gegründet oder seit Jahrzehnten am Markt aktiv, brin-
gen neue Ideen, schaffen Arbeitsplätze und sichern die 
Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen und Kommu-
nen. Innovation ist keine Option, sondern Überlebens-
strategie: Forschung und Entwicklung sind keine Kos-
tenfaktoren, sondern Basis einer erfolgreichen Unter- 
nehmensführung und Investitionen in die Zukunft.

Damit Unternehmen innovativ sein können, benötigen 
sie risikooffenes Kapital, die Chance, Talente zu halten, 
und staatliche Rahmenbedingungen, die Vertrauen 
schaffen und Handlungsfreiheit ermöglichen. Nieder-
sachsens unternehmerisches Potenzial ist vorhanden – 
wir müssen es nur entfesseln.

Besonders wichtig ist es, Gründerinnen und Gründer zu 
stärken, Nachfolgen zu erleichtern und innovative Start-
Ups zu fördern. Gleichzeitig bleibt die Gründungs- 
neigung in Deutschland insgesamt niedrig. Frauen 
schöpfen ihr Potenzial zu selten aus, während viele Un-
ternehmen Nachfolgerinnen und Nachfolger suchen. 
Kommunen können hier entscheidend unterstützen, in-
dem sie bürokratische Hürden abbauen und ein Umfeld 
schaffen, in dem sowohl konventionelle Gründungen 
und Nachfolgen als auch innovative Start-Ups durch-
starten können.

3130
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WIE ES IST
Starke wissenschaftliche Basis, 
aber Innovationskraft lässt nach
Niedersachsen verfügt über exzellente Forschungsein-
richtungen und eine solide wissenschaftliche Basis. Die 
Ausgaben für Innovation sowie für Forschung- und 
Entwicklung in Unternehmen liegen jedoch bei 2,74 % 
des BIP und damit unter dem Bundesdurchschnitt von 
3,13 %. 

Gleichzeitig gerät die Innovationskraft Deutschlands 
und damit auch Niedersachsens zunehmend unter 
Druck. Besonders deutlich wird dies bei den Patentan-
meldungen: Während 2019 noch 67.437 Erfindungen 
beim Deutschen Patent- und Markenamt (DPMA) an-
gemeldet wurden – davon 20.803 aus dem Ausland –, 
sank die Gesamtzahl bis 2024 auf 59.260. Die Zahl der 
ausländischen Anmeldungen blieb mit 19.196 weitge-
hend konstant, was den Rückgang vor allem bei inlän-
dischen Innovationen verdeutlicht. Diese Entwicklung 
spiegelt sich auch in vielen Kommunen wider, in denen 
Unternehmen zunehmend von einer sinkenden Inno-
vationsdynamik berichten.

Bürokratie hemmt Innovationen
Die jüngste IHKN-Standortumfrage zeigt, dass sich die 
Bewertung nahezu aller Standortfaktoren aus Sicht der 
Wirtschaft in den letzten Jahren verschlechtert hat. 
Gleichzeitig verliert Deutschland in internationalen In-
novationsrankings wie dem European Innovation Sco-
reboard (2025), dem Global Innovation Index (2025) 
oder dem BDI-Innovationsindikator (2024) zunehmend 
den Anschluss an die Spitzennationen. Ein wesentli-
cher Grund dafür ist, dass andere Länder bürokratische 
Hürden reduzieren und über eine leistungsfähigere In-
frastruktur verfügen, was Innovationen und Gründun-
gen dort deutlich erleichtert. 

Gründungen häufig aus der Not heraus 
Die Gründungszahlen könnten sich demnächst parallel 
zu den wieder ansteigenden Arbeitslosenzahlen durch 
sogenannte „Notgründungen“ erhöhen. Die Wirtschaft 
benötigt jedoch nicht nur eine große Zahl an Gründun-
gen, sondern vor allem innovative und zukunftsorien- 

tierte Ideen und Geschäftsmodelle. Wachstumsorien-
tierte Start-Ups können dabei als Treiber digitaler und 
chancenorientierter Lösungen eine besondere Rolle 
spielen.

Engpässe bei Unternehmensnachfolge
Parallel dazu wächst – vor allem demografisch bedingt 
– die Zahl der Unternehmerinnen und Unternehmer, 
die ihren Betrieb abgeben möchten. Dem stehen je-
doch viel zu wenige Nachfolgeinteressierte gegenüber. 
Diese Entwicklung wird durch Fachkräftemangel und 
wirtschaftliche Unsicherheiten noch verschärft. Beson-
ders schwierig gestaltet sich die Nachfolgesuche in 
Branchen wie dem Hotel- und Gastgewerbe.

Gründungsstruktur verändert sich
Bei Gründungen zeichnen sich einige Trends ab: Es do-
minieren Nebenerwerbsgründungen, und überdurch-
schnittlich häufig gründen ausländische Staatsangehö-
rige ein Unternehmen. Der Anteil weiblicher Grün- 
derinnen ist gestiegen, bleibt aber weiterhin hinter dem 
der Männer zurück, da die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf oft schwierig ist. Hohe Kosten, Fachkräfte-
mangel, komplexe Regulierung und unsichere Rah-
menbedingungen hemmen die Bereitschaft zum Schritt 
in die Selbstständigkeit.

Unternehmensgründungen
je 1.000 Einwohner

  <_ 10,9

  <_ 9,5

  <_ 9,0

  <_ 8,5

  <_ 8,0

Quelle: Landesamt für Statistik Niedersachsen
Darstellung: IHK Lüneburg-Wolfsburg
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WAS ZU TUN IST
Verwaltung und Behörden zum Ermöglicher machen
Ein neuer Spirit in Verwaltung und Ämtern ist notwen-
dig: Mehr ermöglichen, statt verhindern. Dazu gehören 
Freiheiten und Prinzipien wie Genehmigungsfiktion, 
frühzeitiger Maßnahmenbeginn und Beweisumkehr, die 
die Unternehmerinnen und Unternehmer wieder für 
Forschung und Innovation begeistern. Niedersachsen 
sollte das Reallabore-Gesetz des Bundes beherzt nut-
zen, Experimentierklauseln zulassen und Unternehmen 
verschiedene Lösungs- und Umsetzungswege eröffnen. 
Zur aktiven Ermöglichung gehört zudem, dass Kommu-
nen über ein jährliches Innovations- und Gründungs-
budget verfügen, das flexibel für innovative Vorhaben 
eingesetzt werden kann – insbesondere für die Zusam-
menarbeit mit Startups, etwa im GovTech-Bereich, 
durch Pilotprojekte, Testaufträge oder Venture-Clienting-
Ansätze.

Wissens- und Technologietransfer aktiv fördern
Der Wissens- und Technologietransfer (WTT) in Nieder-
sachsen wird aus EU-Mitteln gefördert, doch seit 2023 
erschwert das zusätzliche KMU-Testat die Nutzung 
dieser Mittel. Kommunen können hier aktiv werden, in-
dem sie den WTT aus eigenen Mitteln unterstützen, 
bürokratische Hürden wie das KMU-Testat abfedern 
und so den Austausch zwischen Forschungseinrichtun-
gen und Unternehmen stärken. Auf diese Weise kön-
nen sie dazu beitragen, dass innovative Ideen schneller 
umgesetzt und regionale Innovationspotenziale besser 
ausgeschöpft werden.

Regionale Innovationsnetzwerke 
gezielt stärken und vernetzen 
Regionale Innovationsökosysteme sollten gezielt gestärkt 
und besser vernetzt werden. Kommunen sollten die 
Vernetzung regionaler Innovationsakteure gezielt un-
terstützen und geeignete Plattformen für den Aus-
tausch zwischen Unternehmen, Start-ups, Forschungs-
einrichtungen und Verwaltung schaffen. Durch den 
Aufbau solcher Innovationsökosysteme kann die Wett-
bewerbsfähigkeit gestärkt und die Umsetzung neuer 
Technologien und Geschäftsmodelle beschleunigt wer-
den. Gleichzeitig lassen sich vorhandene Kompetenzen 
besser nutzen und Doppelentwicklungen vermeiden.

Gründungsfreundliche Strukturen schaffen
Kommunen sollten Gründungs-, Innovations- und Nach-
folgeförderung als feste Kernaufgabe der kommunalen 
Wirtschaftsförderung verankern und organisatorisch 
klar absichern. Dazu zählen verbindliche Ansprechper-
sonen sowie transparente und verlässliche Prozesse, 
aber auch die Bereitstellung günstiger Flächen und 
Räume sowie die gezielte Förderung von Gründungs- 
und Technologiezentren. Die Leistungsfähigkeit einer 
Wirtschaftsförderung sollte an konkreten Ergebnissen 
gemessen werden – etwa an realisierten Gründungen, 
Kooperationen und Pilotprojekten – und nicht an der 
Anzahl von Konzepten, Veranstaltungen oder Marke-
tingaktivitäten. 

Netzwerke für Gründung und Nachfolge stärken
Netzwerke, die Gründerinnen und Gründer frühzeitig 
mit etablierten Unternehmen, Kapitalgebern und Hoch-
schulen verbinden, sind essenziell. Kommunen können 
hier koordinierend wirken, eine lebendige Startup-Kul-
tur schaffen und die Ansprache potenzieller Unterneh-
mensnachfolgerinnen und -nachfolger unterstützen.

Startup-Ökosysteme strategisch nutzen 
und regional vernetzen
Kommunen sollten systematisch mit den Startup-Öko-
systemen der größeren Städte kooperieren, um Start-
ups professionell zu betreuen, ohne in jeder Kommune 
eigene Strukturen aufzubauen. Ziel ist es, dass Startups 
in ihren Herkunftsregionen – insbesondere im ländli-
chen Raum – ansässig bleiben, während Betreuung, 
Vernetzung und Skalierung arbeitsteilig über leistungs-
fähige Ökosysteme erfolgen.

Unternehmergeist in Bildung fördern
Schulen und lokale Bildungseinrichtungen sollten ver-
stärkt unternehmerisches Denken vermitteln und ein 
Klima zu schaffen, das Innovationen, Gründungen und 
Unternehmensnachfolgen unterstützt und damit das Un-
ternehmertum vor Ort stärkt.
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10.	
Kommunalfinanzen solide 
aufstellen und Schulden abbauen

Stabile kommunale Finanzen sind Grundvoraussetzung 
für Investitionen, Planungssicherheit und wirtschaftli-
che Entwicklung. Doch viele Städte und Gemeinden in 
Niedersachsen kämpfen mit strukturellen Defiziten, 
wachsender Verschuldung und steigenden Ausgaben. 
Gleichzeitig werden immer mehr Aufgaben auf die kom-
munale Ebene übertragen, ohne dass eine ausreichen-
de Gegenfinanzierung erfolgt. Die finanzielle Hand-
lungsfähigkeit vieler Kommunen ist dadurch erheblich 
eingeschränkt.

Eine nachhaltige Finanzpolitik muss darauf abzielen, 
die Haushalte zu konsolidieren, ohne die Substanz der 
kommunalen Infrastruktur zu gefährden. Ziel muss sein, 
Einnahmen und Ausgaben dauerhaft in Übereinstim-
mung zu bringen, wirtschaftliche Betätigung auf die 
Kernaufgaben der Daseinsvorsorge zu konzentrieren 
und interkommunale Kooperationen auszubauen. Nur 
finanziell stabile Kommunen können die Voraussetzun-
gen für leistungsfähige Bildungs-, Energie- und Ver-
kehrsinfrastrukturen schaffen und so den Wirtschafts-
standort langfristig sichern.
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Schulden der Kernhaushalte
Euro je Einwohner

  <_ 1.200 €

  <_ 1.750 €

  <_ 2.500 €

  <_ 3.500 € 

  <_ 5.030 €

Quelle: Landesamt für Statistik Niedersachsen
Darstellung: IHK Lüneburg-Wolfsburg
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WIE ES IST
Kommunale Haushalte zunehmend unter Druck
Die Finanzlage der niedersächsischen Kommunen hat 
sich weiter verschärft. Nach Angaben des Landesrech-
nungshofs stieg der Gesamtschuldenstand 2024 auf 
über 17 Mrd. Euro – ein neuer Höchstwert. Das Finan-
zierungsdefizit lag bei fast 4 Mrd. Euro. Besonders pro-
blematisch ist der Anstieg kurzfristiger Liquiditätskre-
dite, deren Zinslasten die Haushalte künftig weiter 
belasten. Für viele Kommunen wird der Griff zum Kredit 
zunehmend zum Dauerinstrument. Dabei sind die 
kommunalen Einnahmen in den vergangenen Jahren 
insgesamt gestiegen. Die Ausgaben – insbesondere im 
Bereich sozialer Leistungen und Personalkosten – sind 
jedoch noch schneller gewachsen. Der Ausbau des So-
zialstaats und zusätzliche Bürokratielasten schlagen 
sich in steigenden Verwaltungsausgaben nieder.

Investitionsrückstand gefährdet Zukunftsfähigkeit
Der Landesrechnungshof beziffert den kommunalen 
Investitionsstau auf 6,8 Mrd. Euro, wovon fast 60 Pro-
zent auf Schulen entfallen. Sanierungsbedürftige Ge-
bäude, veraltete Ausstattung und marode Straßen sind 
sichtbare Folgen. Während konsumtive Ausgaben wach-
sen, werden Zukunftsinvestitionen oft verschoben – ein 
Trend, der die wirtschaftliche und gesellschaftliche 
Entwicklung der Kommunen langfristig hemmt.

Unzureichende Gegenfinanzierung 
bei übertragenen Aufgaben
Immer mehr staatliche Aufgaben werden auf die kom-
munale Ebene verlagert – etwa in der Kinderbetreuung, 
Integration oder Inklusion. Oft fehlen dafür jedoch aus-
reichende Finanzmittel. Diese Entwicklung wider-
spricht dem Konnexitätsprinzip („Wer bestellt, bezahlt“) 
und führt dazu, dass Kommunen ihre Handlungsspiel-
räume verlieren. Zugleich steigt der Verwaltungsauf-
wand, weil neue Förderverfahren und Berichtspflichten 
zusätzliche personelle Ressourcen binden.

Wirtschaftliche Betätigung teilweise 
über Kernaufgaben hinaus
Zunehmend treten kommunale Gesellschaften in direk-
te Konkurrenz zur Privatwirtschaft – etwa im Woh-
nungsbau, in der Energieversorgung oder im Dienst-
leistungssektor. Dies verzerrt den Wettbewerb und 
steht im Widerspruch zum Grundsatz der Subsidiarität. 
Private Unternehmen können viele Leistungen ebenso 
gut oder besser erbringen. Gleichzeitig tragen sie mit 
ihren Steuern maßgeblich zur Finanzierung der Kom-
munen bei.

Kooperationspotenziale unzureichend genutzt
Viele Kommunen versuchen, alle Aufgaben eigenstän-
dig zu erfüllen. Dabei könnten interkommunale Koope-
rationen in Bereichen wie Flächenentwicklung, Be-
schaffung oder öffentlicher Nahverkehr erhebliche 
Effizienzgewinne ermöglichen. Doppelstrukturen be-
stehen häufig fort, weil gemeinsame Lösungen bislang 
zu wenig genutzt werden. Auch digitale Verwaltungs-
kooperationen – etwa gemeinsame IT-Plattformen oder 
digitale Rechnungsprozesse – werden noch zu selten 
realisiert.

34

WAS ZU TUN IST
Kommunalfinanzen konsolidieren und 
Zukunftsinvestitionen priorisieren
Kommunen müssen ihre Haushalte strukturell festigen 
und ihre Mittel gezielt für zukunftsgerichtete Projekte 
einsetzen. Eine nachhaltige Konsolidierung gelingt nur 
über die Ausgabenseite – durch Aufgabenkritik, Kosten-
transparenz und eine klare Priorisierung von Investitio-
nen gegenüber konsumtiven Ausgaben. Investitionen 
in Bildung, Infrastruktur, Digitalisierung und Klimaan-
passung sichern langfristig die Wettbewerbsfähigkeit 
und Lebensqualität vor Ort. Kürzungen sollten nicht in 
diesen Bereichen, sondern bei freiwilligen oder ineffi-
zienten Leistungen erfolgen.

Investitionsfähigkeit sichern und 
Rückstände aufholen
Der Investitionsstau bei Schulen, Straßen und öffentli-
chen Einrichtungen gefährdet die Zukunftsfähigkeit 
der Kommunen. Bund und Land sollten durch eine an-
gemessene Finanzausstattung nach dem Konnexitäts-
prinzip und weniger Bürokratie zu einer spürbaren Ent-
lastung beitragen. Kommunen selbst sollten eine 
vorausschauende Finanzplanung betreiben und den 
investiven Ausgaben den Vorrang vor konsumtiven Aus-
gaben geben. Wer heute investiert, stärkt morgen die 
Standortattraktivität und die kommunale Steuerbasis.

Übertragene Aufgaben realistisch gegenfinanzieren
Das Konnexitätsprinzip („Wer bestellt, bezahlt“) muss 
konsequent umgesetzt werden. Bund und Land dürfen 
Kommunen nur solche Aufgaben übertragen, für die 
eine dauerhafte und auskömmliche Finanzierung si-
chergestellt ist. Berichtspflichten und Förderverfahren 
sollten vereinfacht und der Verwaltungsaufwand redu-
ziert werden. Wo möglich, sollten Kommunen rechtli-
che Spielräume wie Experimentierklauseln nutzen, um 
effizientere Lösungen vor Ort zu entwickeln.

Kommunale Wirtschaftstätigkeit auf 
Daseinsvorsorge beschränken
Kommunen sollten ihre wirtschaftliche Betätigung auf 
Aufgaben der öffentlichen Daseinsvorsorge konzent-
rieren. Aktivitäten im Wettbewerb mit der Privatwirt-
schaft – etwa in Bau, Energie oder Dienstleistungen – 
bergen wirtschaftliche Risiken und verzerren den Markt. 
Private Anbieter sollten den Vorzug erhalten, sofern sie 
die Leistungen ebenso gut oder besser erbringen kön-
nen. Eine klare Abgrenzung der kommunalen Wirt-
schaftstätigkeit schafft faire Wettbewerbsbedingun-
gen und stärkt die lokale Wirtschaftskraft.

Interkommunale Zusammenarbeit stärken 
und Synergien nutzen
Durch Kooperationen können Kommunen Kosten sen-
ken, Fachkräfte effizienter einsetzen und ihre Leistungs-
fähigkeit sichern. Gemeinsame Beschaffung, digitale 
Verwaltungsplattformen oder interkommunale Planungs- 
und Infrastrukturprojekte eröffnen Einsparpotenziale 
und erhöhen die Effizienz. Insbesondere kleinere Kom-
munen profitieren von Partnerschaften und der Bünde-
lung von Ressourcen. Das Land sollte entsprechende 
rechtliche und finanzielle Rahmenbedingungen schaf-
fen, um regionale Kooperationen gezielt zu fördern.

Der Landesrechnungshof beziffert 
den kommunalen Investitionsstau 
auf 6,8 Mrd. Euro, wovon fast 
60 Prozent auf Schulen entfallen.
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11.	
Steuererhöhungen 
vermeiden

Neben einer soliden Haushaltsführung ist auch eine ver-
lässliche Steuerpolitik entscheidend, damit Kommunen 
als Wirtschaftsstandorte attraktiv bleiben. Kommunen 
stehen in besonderer Verantwortung, durch eine maß-
volle Steuerpolitik attraktive Rahmenbedingungen zu 
sichern. Doch in vielen Städten und Gemeinden in Nie-
dersachsen steigen die Hebesätze bei Gewerbe- und 
Grundsteuer seit Jahren an. Dies schmälert die Wettbe-
werbsfähigkeit – gerade in wirtschaftlich angespannten 
Zeiten.

Steuern dürfen kein Lückenfüller für strukturelle Haus-
haltsprobleme sein. Kommunale Finanzpolitik sollte 
die Leistungsfähigkeit der Wirtschaft im Blick behalten 
und auf verlässliche Einnahmen durch Wachstum statt 
durch Steuererhöhungen setzen. Zugleich gilt es, büro-
kratische Sonderabgaben und neue kommunale Einzel-
steuern zu vermeiden, die die Wirtschaft belasten und 
Standortvergleiche erschweren.
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WIE ES IST
Steuerbelastung auf breiter Front gestiegen
Trotz steigender kommunaler Steuereinnahmen haben 
viele Städte und Gemeinden ihre Hebesätze weiter an-
gehoben. Seit 2010 erhöhen durchschnittlich rund 130 
Kommunen jährlich ihren Gewerbesteuerhebesatz – 
etwa jede siebte Kommune in Niedersachsen. Im Zuge 
der Grundsteuerreform wurde das Ziel der Aufkom-
mensneutralität vielfach verfehlt. Nach einer Umfrage 
der IHKN legte fast ein Drittel der Kommunen Hebe-
sätze über dem neutralen Referenzwert fest und gene-
rierte so zusätzliche Einnahmen.

Diese Entwicklung führt zu einer schleichenden Mehr-
belastung der Unternehmen, die unabhängig von der 
wirtschaftlichen Lage bestehen bleibt. Besonders be-
troffen sind Betriebe mit geringen Gewinnmargen oder 
in Restrukturierungsphasen. Während Bund und Land 
über Entlastungen diskutieren, erhöhen viele Kommu-
nen gleichzeitig ihre Hebesätze – mit spürbaren Folgen 
für die Wettbewerbsfähigkeit.

Kommunale Steuerpolitik beeinflusst 
Standortentscheidungen
Hohe Hebesätze mindern die Attraktivität von Stand-
orten – insbesondere für investierende und mittelstän-
dische Unternehmen. Während Kommunen mit mode-
raten Steuersätzen Betriebe binden und neue Inves- 
titionen anziehen, drohen Regionen mit überdurch-
schnittlichen Hebesätzen Wettbewerbsnachteile. Der 
Steuerwettbewerb zwischen Kommunen hat sich ver-
schärft, auch im Vergleich zu benachbarten Bundes-
ländern.

Ein Standort mit stabiler und planbarer Steuerpolitik 
bietet den Unternehmen langfristige Sicherheit. Häufige 
Anpassungen hingegen führen zu Unsicherheit und er-
schweren Investitionsentscheidungen – vor allem für ei-
gentümergeführte Betriebe mit regionaler Verwurzelung.

Sondersteuern und neue Abgaben 
schaffen zusätzliche Bürokratie
Zunehmend führen Kommunen neue Abgaben ein oder 
diskutieren diese – etwa Verpackungs- oder Betten-
steuern. Solche Sonderabgaben verursachen erhebli-
chen Verwaltungsaufwand, rechtliche Unsicherheiten 
und bringen oft nur geringe Mehreinnahmen. Zugleich 
entsteht ein Flickenteppich unterschiedlicher Rege-
lungen, der für Unternehmen kaum nachvollziehbar ist.

Darüber hinaus stehen diese Abgaben häufig im Wider-
spruch zu bestehenden Landes- oder Bundesregelun-
gen. Sie erhöhen den Verwaltungsaufwand und erzeu-
gen Konflikte mit Betrieben, die bereits über Umwelt-  
oder Recyclingabgaben belastet sind. Statt Lenkungs-
wirkung entsteht Misstrauen gegenüber der kommu-
nalen Steuerpolitik.

Finanzausgleich setzt falsche Anreize
Der Kommunale Finanzausgleich (KFA) wirkt in seiner 
derzeitigen Ausgestaltung teils kontraproduktiv. Die 
Mechanismen führen dazu, dass Kommunen mit hohen 
Hebesätzen überproportional profitieren, während steu-
erlich zurückhaltende Kommunen benachteiligt werden. 
Dadurch entstehen automatische Anreize zu Steuerer-
höhungen, anstatt solide Haushaltsführung zu beloh-
nen. 

Entwicklung der Gewerbesteuer
Veränderung 2025 gegenüber 2015

  unverändert

Quelle: eigene Erhebungen
Darstellung: IHK Lüneburg-Wolfsburg

  Anstieg um bis zu 10 %-Punkte

  Anstieg um bis zu 50 %-Punkte

  Anstieg um mehr als 50 %-Punkte

  gesunken
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WAS ZU TUN IST
Steuererhöhungen stoppen und 
Standortvorteile sichern
Kommunen sollten auf weitere Erhöhungen von Ge-
werbe- und Grundsteuer verzichten. Steuerdisziplin ist 
ein zentraler Beitrag zur Standortpolitik. Wer Hebesät-
ze maßvoll gestaltet, stärkt die lokale Wirtschaft, si-
chert Beschäftigung und steigert langfristig die Steuer-
einnahmen. Steuererhöhungen dürfen kein Ersatz für 
strukturelle Haushaltsreformen sein.

Stattdessen sollten Kommunen ihre Einnahmebasis 
über Wachstum und Ansiedlungen stärken: durch inves-
titionsfreundliche Flächenausweisung, schnelle Geneh- 
migungen und wirtschaftsfreundliche Infrastrukturpo-
litik. Eine solide Steuerpolitik ist die beste Wirtschafts-
förderung.

Aufkommensneutrale Umsetzung 
der Grundsteuer gewährleisten
Die Grundsteuerreform darf nicht zu versteckten Steu-
ererhöhungen führen. Kommunen sollten ihre Hebe-
sätze so festlegen, dass das Gesamtaufkommen stabil 
bleibt. Eine transparente Kommunikation über die An-
passungen stärkt das Vertrauen von Bürgerinnen, Bür-
gern und Unternehmen in eine faire Steuerpolitik.

Kommunen, die im Zuge der Reform Hebesätze deut-
lich über dem aufkommensneutralen Referenzwert 
festgelegt haben, sollten ihre tatsächlichen Einnahmen 
nach Vorliegen der ersten Ist-Daten überprüfen und 
die Hebesätze gegebenenfalls wieder auf ein neutrales 
Niveau absenken. So lässt sich Vertrauen in die zuge-
sagte Aufkommensneutralität stärken.

Kommunale Sondersteuern vermeiden
Einige Kommunen in Niedersachsen überlegen, eigene 
Sondersteuern wie Verpackungs- oder Bettensteuern 
zu erheben. Derartige Steuern würden allerdings zu er-
heblichen bürokratischen und finanziellen Belastungen 
für Unternehmen führen, ohne den gewünschten Effekt 
zu erzielen – sei es ökologisch, sozial oder wirtschaft-
lich. Es droht zudem ein Flickenteppich aus unterschied-
lichen kommunalen Regelungen, der Wettbewerbsver- 

zerrungen erzeugt. Unternehmen tragen bereits durch 
bestehende Regelungen zu den entsprechenden Zwe-
cken bei. Statt neue Sondersteuern einzuführen, sollten 
Kommunen auf freiwillige unternehmerische Entschei-
dungen, praxisorientierte Lösungen und unterstützen-
de Maßnahmen setzen, etwa die Förderung nachhalti-
ger Verpackungen, digitaler Services oder touristischer 
Qualitätsstandards.

Reform des Kommunalen Finanzausgleichs prüfen
Der Kommunale Finanzausgleich (KFA) steht in seiner 
jetzigen Form immer wieder in der Kritik. Den automa-
tischen Steuererhöhungsdynamiken, die sich aus dem 
KFA ergeben, sollte aktiv entgegengewirkt werden. Ein 
weiterer Ansatz wäre, die sogenannten Abschöpfungs-
quoten abzusenken oder einen Nivellierungshebesatz 
für Realsteuern wie in anderen Bundesländern einzu-
führen und zu fixieren. Hierdurch könnte man den Au-
tomatismus zu Steuererhöhungen abmildern. Neben 
der Zielsetzung eines einfachen und praktikablen Steu-
errechts wäre dies im Bereich der Finanzpolitik ein 
wichtiger Beitrag zur Stärkung der Wettbewerbsfähig-
keit der Wirtschaft und insbesondere des standorttreu-
en Mittelstandes.

Kommunen sollten auf 
weitere Erhöhungen von
Gewerbe- und Grundsteuer
verzichten. Steuerdisziplin
ist ein zentraler Beitrag zur
Standortpolitik. 



IHKLW-Forderungen 
zur Niedersächsischen 
Kommunalwahl 2026

GUTE POLITIK FÜR UNSERE REGION



	
Standortpolitik 
vor Ort

Am 13. September 2026 findet die Niedersächsische 
Kommunalwahl statt. Gewählt werden Landräte, Ober-
bürgermeister und Bürgermeister sowie Kreistage, Ge-
meinde- und Stadträte, die über die Standortbedin-
gungen für Unternehmen vor Ort mitentscheiden. Die 
Kommunen führen eine Vielzahl von Gesetzen und 
Verordnungen der Bundes- und Landesebene aus, sind 
jedoch auch für verschiedene Standortbedingungen 
originär verantwortlich. Dazu zählen z. B. das Angebot 
verfügbarer Flächen für Industrie, Gewerbe und Wohn-
raum, die Höhe der Grund- und Gewerbesteuern, das 
ÖPNV-Angebot und die Verkehrsanbindung, die Aus-
stattung der allgemein- und berufsbildenden Schulen, 
digitale Verwaltungsleistungen oder die Unterstützung 
bei Investitionen. Als IHKLW wollen wir mit Beispielen 
und Zielvorstellungen zur Gestaltung der Standortbe-
dingungen für unsere Unternehmen beitragen.
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1. 	
Bekenntnis der Kommunalpolitik 
zu Wirtschaft, Industrie und Gewerbe 

Entscheidungsträger aus Politik und Verwaltung unter-
stützen Wirtschaft, Industrie und Gewerbe, indem sie 
u. a. eine florierende Wirtschafts- und Industrieland-
schaft in einen positiven Zusammenhang mit der Re-
gion setzen und sich für die Belange der Unternehmen 
einsetzen. Dazu gehört auch, ausreichend Flächen zur 
Verfügung zu stellen und die auftretenden Folgen von 
laufender Industrie, z. B. in Form von Emissionen (Luft, 
Lärm, Verkehr), mit einzukalkulieren und zu akzeptie-
ren. Denn die Unternehmen schaffen Arbeitsplätze 
und bringen Investitionen, Kaufkraft und Wohlstand in 
die Region.

DIE IHKLW FORDERT

→	 Die IHKLW fordert ein Bekenntnis der Kommunal-
	 politik zu Wirtschaft, Industrie und Gewerbe. 
	 Dies kann z. B. in Form von beschlossenen Leitlinien 
	 „für Wirtschaft, Industrie und Gewerbe“ in Kreis-
	 tagen, Gemeinde- und Stadträten in den ersten 
	 100 Tagen nach der Kommunalwahl geschehen.

2. 	
Digitalisierung der Verwaltung –
Bürokratieabbau – Ermessensspielräume 
nutzen

Unternehmen investieren vielfach in die Digitalisierung 
ihrer Prozesse. Zu oft treffen diese auf eine in weiten 
Teilen analoge Verwaltung. Medienbrüche in der Kom-
munikation erhöhen Aufwand und Kosten. Außerdem 
ermöglichen digitalisierte Verfahren das parallele Ar-
beiten an Anträgen und reduzieren so die Bearbeitungs-
zeit. Eine digitalisierte Verwaltung erhöht die Kunden-
zufriedenheit und die Servicequalität. Niedersachsen 
sollte Angebote für attraktive Softwarelösungen und 
für eine Hardware-Infrastruktur machen. Funktionale 
Schnittstellen in der Software verhindern Monopol- 
lösungen. Zugleich bedarf es insgesamt einer Reduzie-
rung von Vorschriften. Handlungsspielräume und Ermes-
sen sollten im Sinne des investierenden Unternehmens 
genutzt werden. 

DIE IHKLW FORDERT

→	 Die IHKLW fordert eine flächendeckende Digitali-
	 sierung der Verwaltung, unterstützt durch Angebote
	 des Landes, um Antragsverfahren zu beschleunigen,
	 paralleles Arbeiten zu ermöglichen und Medien-
	 brüche zu vermeiden.

→	 Die IHKLW fordert, die Digitalisierung der Verwaltung
	 technologieoffen zu gestalten und neue Instrumente 
	 wie künstliche Intelligenz gezielt einzubeziehen. 
	 Die in regionalen Unternehmen bereits vorhandenen
	 praktischen Erfahrungen mit KI sollten systematisch
	 genutzt und durch einen strukturierten Austausch 
	 zwischen Verwaltung und Wirtschaft für die Weiter-
	 entwicklung von Verwaltungsprozessen erschlossen
	 werden.

→	 Die IHKLW fordert eine einheitliche Auslegung 
	 von Verordnungen im Geltungsgebiet und ein 
	 konsequentes Nutzen des Ermessensspielraums, 
	 um Investitionen zu ermöglichen.
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3. 	
Flächen für Industrie, Gewerbe 
und Wohnraum

Ein bedarfsgerechtes Flächenangebot ist eine zentrale 
Grundlage für wirtschaftliche Entwicklung. Für die Er-
weiterung von Bestandsunternehmen und für Ansied-
lungen neuer Unternehmen braucht es ausreichend In-
dustrie- und Gewerbeflächen. Das sichert Arbeitsplätze 
und fördert Investitionen in die Region. Das Angebot an 
verfügbaren Industrie- und Gewerbeflächen ist vieler-
orts zu gering. Fehlende Flächen hemmen somit Be-
triebserweiterungen und Neuansiedlungen, gefährden 
die Wettbewerbsfähigkeit und führen zu Nutzungskon-
flikten mit Wohnbebauung – denn auch hierfür braucht 
es mehr Flächen. Attraktive Industrie- und Gewerbe-
flächen sind zudem ein wichtiger Faktor für kommunale 
Einnahmen und Infrastrukturentwicklung. Zugleich sind 
die Wohnkosten ein wichtiger Aspekt für die Fachkräfte-
gewinnung geworden. Rund um die Metropolregionen 
ist Wohnraum knapp, im ländlichen Raum vielfach nicht 
passend verfügbar. Mit dem Anwerben neuer Mitarbei-
ter geht für diese – und somit vermehrt für die Unterneh-
men – die Frage nach passendem Wohnraum einher.

Sowohl in Industrie- und Gewerbegebieten als auch 
in Wohnbereichen braucht es ein mehr an Ladeinfra-
struktur, um die Elektromobilität bei PKW und LKW zu 
fördern. Die Kommunen können private Anbieter hier 
durch das Zurverfügungstellen von Flächen und schlan-
ke Genehmigungsverfahren unterstützen.

DIE IHKLW FORDERT

→	 Die IHKLW fordert, den Flächenbedarf für Industrie, 
	 Gewerbe und Wohnraum in der kommunalen und
	 regionalen Planung prioritär zu berücksichtigen, 
	 geeignete Flächen frühzeitig planungsrechtlich 
	 zu sichern, Brachflächen und Konversionsflächen 
	 konsequent für die gewerbliche Nutzung zu akti-
	 vieren und interkommunale Kooperationen 
	 auszubauen, um Synergien zu nutzen und Flächen-
	 engpässe gemeinsam zu überwinden.

→	 Die IHKLW fordert, die Ausweisung von Industrie- 
	 und Gewerbegebieten in einen positiven Kontext für 
	 die Kommunalentwicklung zu setzen und damit
	 einhergehende Emissionen bewusst einzukalkulieren.
	 Insbesondere die Planung und Entwicklung von
	 Industriegebieten muss beschleunigt werden.

→	 Die IHKLW fordert, dass die Kommunen private 
	 Anbieter bei der Ausweitung von Ladeinfrastruktur
	 durch schlanke Verfahren und das Bereitstellen von
	 Flächen unterstützen. Dies gilt auch abseits der
	 Innenstadt in Industrie-, Gewerbe- und Wohngebieten.

4. 	
Infrastruktur

Die Kommunen stehen vor einem immensen Investiti-
ons- und Sanierungsbedarf. Neben einer modernen Ver-
sorgungsinfrastruktur (u. a. Krankenhäuser) gehören dazu 
zukunftsfähige Breitbandnetze, leistungsfähige Energie-
leitungen sowie KiTas, Schulen und Verkehrswege. Hier 
sticht die Sanierung von Brücken heraus. Eine verläss-
liche und leistungsfähige Infrastruktur trägt wesentlich 
zu einem attraktiven Standort bei – insbesondere, wenn 
sich Unternehmen neu ansiedeln oder im Bestand er-
weitern wollen. Mit Blick auf finanzielle Mittel und per-
sonelle Kapazitäten, müssen die (aus dem Sonderver-
mögen des Bundes) zur Verfügung stehenden Mittel so 
effizient wie möglich eingesetzt werden.

DIE IHKLW FORDERT

→	 Die IHKLW fordert, die (aus dem Sondervermögen 
	 des Bundes) zur Verfügung stehenden Mittel so
	 effizient wie möglich in Zukunftsinvestitionen und 
	 Infrastruktur einzusetzen und die private Wirtschaft
	 bei der Durchführung und Umsetzung einzubinden.

5. 	
Innenstadtförderung und Stadtmarketing

Innenstädte befinden sich im Wandel, der Handel bleibt 
neben der Gastronomie jedoch der wichtigste Grund, 
Innenstädte und Ortskerne aufzusuchen. Aufenthalts-
qualität und Erreichbarkeit gehören in eine vernünftige 
Balance, die alle Besucher und Kunden mitnimmt. Die 
Kommunen können die Innenstadtwirtschaft durch ein 
aktives Standortmarketing unterstützen, die Aufent-
haltsqualität erhöhen und den Standort attraktiv für ein-
heimische und touristische Besucher machen. Sehens-
werte Veranstaltungen und zielgruppenspezifische 
Werbung pflegen das Image von Innenstädten und 
Ortskernen. Darüber hinaus kann ein ganzheitliches 
Stadtmarketing die Gewerbestandorte in Gänze unter-
stützen und auch die z. B. am Stadtrand gelegenen In-
dustrie- und Gewerbegebiete in Marketinginitiativen 
und Veranstaltungen einbeziehen.

DIE IHKLW FORDERT

→	 Die IHKLW fordert ein aktives, modernes und 
	 bedarfsgerecht ausgestattetes Innenstadtmarketing
	 und -management.

→	 Die IHKLW fordert ein ganzheitliches Stadtmarketing
	 unter Einbindung aller Gewerbestandorte in der 
	 Kommune, um neben den Innenstädten und Orts-
	 kernen auch die weiteren Gewerbetreibenden 
	 einzubeziehen. Kommunalpolitik und Stadtmarketing
	 sollten die Belange aller Gewerbetreibenden berück-
	 sichtigen und bei Planungen frühzeitig mit der 
	 lokalen Wirtschaft ins Gespräch gehen.
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6. 	
Kommunalfinanzierung und Steuern 

Die finanzielle Lage der Kommunen ist eine große Her-
ausforderung. Die mangelhafte Anwendung des Konne-
xitätsprinzips lastet auf den kommunalen Haushalten, 
neu zugewiesene oder erweiterte Aufgaben von Seiten 
des Bundes oder des Landes steigern die Ausgabenlast 
von Kreisen und Kommunen. Zugleich bedarf es auch in 
den Kommunen einer Ausgabenkritik und einer Fokus-
sierung auf Investitionen in eine gute Infrastruktur 
(Breitband, Energie, Flächen, Gesundheit und Verkehr) 
als Standortfaktor. Obwohl sich die Wirtschaft in einer 
konjunkturell herausfordernden Zeit befindet, haben zu-
letzt zahlreiche Kommunen in Niedersachsen die Hebe-
sätze ihrer Realsteuern angehoben. Eine sich nach oben 
bewegende Steuerspirale wird damit immer mehr zum 
Standortfaktor.

DIE IHKLW FORDERT

→	 Die IHKLW fordert, die Abhängigkeit der Kommunen 
	 von konjunkturabhängigen Gewerbesteuereinnahmen
	 zu reduzieren und sowohl die übertragenen Aufgaben
	 als auch deren Finanzierung kritisch zu prüfen.

→	 Die IHKLW fordert, die verfügbaren Finanzmittel 
	 der Kommunen konsequent in bessere Standort-
	 bedingungen zu investieren und Aufgabenkritik 
	 zu betreiben. Durch mehr interkommunale 
	 Zusammenarbeit können Synergien ermöglicht, 
	 Verwaltungskosten gesenkt und Mittel freigemacht
	 werden.

7. 	
Öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV)

Die Basis eines attraktiven ÖPNV sind zuverlässige Ver-
bindungen und passgenaue Taktungen zwischen den 
verschiedenen Verkehrsmitteln. Der ÖPNV gewinnt 
durch eine signifikant gesteigerte Frequenz, moderne 
und emissionsarme Fahrzeuge, digitalisierte Ticket- und 
Informationssysteme und durch den Ausbau von Mobili-
tätsstationen an Attraktivität. Nur ein besseres Angebot 
überzeugt Pendler vom ÖPNV. Das beinhaltet den pass-
genauen und kundengerechten Anschluss zentraler Ge-
werbestandorte und unterstützt Besucher, Kunden und 
Mitarbeiter.

DIE IHKLW FORDERT

→	 Die IHKLW fordert eine signifikante Erhöhung 
	 des ÖPNV-Angebotes, die Ergänzung des Linien-
	 verkehrs durch flexible (On Demand-)Shuttles, 
	 moderne Fahrzeuge und bedarfsgenaue Ticket-
	 strukturen.

→	 Die IHKLW fordert neben dem ÖPNV die Ausweitung
	 neuer Mobilitätslösungen in Städten und Gemeinden
	 wie z. B. Car- oder Bike-Sharing mit einer ange-
	 messenen Nutzerfinanzierung.
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